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1. Begriff der Bewertung 

Steuern find $1 Abſatz 1 AO gemäß Geld⸗ 
leiſtungen. Sie werden in Geld (in Währungs⸗ 
geld) feſtgeſetzt und erhoben. Das bedingt, 
daß auch die Bemeſſungsgrundlage, auf 
der die Steuerfeſtſetzung erfolgt, auf einen be⸗ 
ſtimmten Geldbetrag lautet. Wirt⸗ 
ſchaftsgüter, die nicht in Geld beſtehen, 
müſſen daher, um als Bewertungsgrundlage dienen 
zu können, in Geld ausgedrückt werden. 

Dieſen Vorgang nennen wir Bewertung. Bewerten 

heißt alſo: nicht in Währungsgeld be- 

ſtehende Wirtſchaftsgüter für Zwecke 
ihrer Beſteuerung in Währungsgeld 
umrechnen. 

Beiſpiele: 

A. die Gewinnermittlung nach dem Beſtandsvergleich 
(88 4 bis 7 ESG) erfordert eine Bewertung des 
Betriebsvermögens am Schluß des Wirtſchafts⸗ 
jahrs; 

die Heranziehung des Eigenverbrauchs zur Um⸗ 
ſatzſteuer (81 Ziffer 2 UStG) erfordert eine Be⸗ 
wertung der aus dem Unternehmen entnommenen 
Gegenſtände; 


D 


9. Die einheitliche Wertfeſtſtellung, 

10. Die örtliche Zuſtändigkeit für die Einheitsbewertung, 

11. Der Zeitpunkt der Einheitswertfeſtſtellung, 

12. Der Einheitswertbeſcheid, 

13. Die Rechtsmittelfähigkeit des Einheitswertbeſcheids, 

14. Nachſicht bei Verſäumung eines Rechtsmittels gegen den 
Einheitswertbeſcheid, 

15. Streitwert im Rechtsmittelberfahren gegen den Ein⸗ 
heitswertbeſcheid. 
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die Heranziehung von Grundbeſitz zur Vermögen⸗ 
ſteuer und zur Grundſteuer ($ 4 VSt, 8 73 
RBewG, 82 GrStG) oder eines gewerblichen Be⸗ 
triebs zur Vermögenſteuer, zur Gewerbeſteuer und 
zur Aufbringungsumlage ($ 4 VStG, 8 73 RBewG, 
§ 2 GewStG, § 4 AufbrumlVO 1937) erfordert 
eine Bewertung des Grundbeſitzes oder des gewerb⸗ 
lichen Betriebs; 


D. die Heranziehung der Einbringung von Sach⸗ 
gütern in eine Kapitalgeſellſchaft zur Kapitalber- 
kehrſteuer ($2 und 88 KV) erfordert eine Be⸗ 
wertung der Sacheinlagen. 


2. Bewertungsvorſchriften 


Die Umrechnung der Sachgüter in Geld muß nach 
beſtimmten Maßſtäben erfolgen. Die Maßſtäbe 
ſind in Bewertungsvorſchriften nieder⸗ 
gelegt. Die Bewertungsvorſchriften ſind zum Teil 
in einem beſonderen Geſetz, dem Reichsbewer⸗ 
tungsgeſetz vom 16. Oktober 1934, zum Teil 
in den Einzelſteuergeſetzen enthalten. Das 
Reichsbewertungsgeſetz iſt durch $ 30 des Einführungs⸗ 
geſetzes zu den Realſteuergeſetzen vom 1. Dezember 
1936 geändert worden. 
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Das Reichsbewertungsgeſetz gilt 
grundſätzlich für alle im geſamten 
Steuerrecht des Reichs, der Länder, 
der Gemeinden, der Gemeindever⸗ 
bände und der Religionsgeſellſchaften 
des öffentlichen Rechts vorkommenden Be⸗ 
wertungsfälle ($1 RBewG). Nur einige 
wenige Bewertungsvorſchriften, die lediglich auf die 
beſonderen Bedürfniſſe eines beſtimmten einzelnen 
Steuergeſetzes abgeſtellt ſind, ſind nicht in das Reichs⸗ 
bewertungsgeſetz aufgenommen worden, ſondern in 
dem betreffenden Einzelſteuergeſetz enthalten. 
Solche Sonderbewertungsvorſchriften 
haben den Vorrang vor den Vorſchriften 
des Reichsbewertungsgeſetzes. 


Beiſpiele: 
86 und 88 Abſatz 2 EStG, 85 Abſatz 1 UStG. 


Die Zuſammenfaſſung grundſätzlich aller Bewer⸗ 
tungsvorſchriften in einem Geſetz hat zunächſt den 
Zweck, eine einheitliche Fundſtelle zu ſchaf⸗ 
fen für die auf ſämtlichen Gebieten des Steuerrechts 
immer wieder erforderlichen Bewertungsvorſchriften. 
Im Zug der Zuſammenfaſſung der Bewertungsvor⸗ 
ſchriften iſt dann auch eine weitgehende Ver⸗ 
einheitlichung der einzelnen Bewer- 
tungsmaßſtäbe erreicht worden. Dieſe Ver ⸗ 
einheitlichung der Bewertungsmaßſtäbe ſoll 
gewährleiſten, daß ein Gegenſtand, der 
mehreren Steuern unterliegt, bei möglichſt 
allen dieſen Steuern, mindeſtens aber bei 
mehreren dieſer Steuern, mit demſelben 
Wert angeſetzt wird. Der einheitliche 
Wert — der Einheits wert — iſt der tragende 
Gedanke des Reichsbewertungsgeſetzes. 


Das Reichsbewertungsgeſetz iſt durch die Verord⸗ 
nung vom 26. Juni 1939 (RG Bl. 1 S. 1061, RStBl. 
1939 S. 786) mit Wirkung ab 1. Januar 1939 auch in 
der Oſtmark eingeführt worden. Seine Ein ⸗ 
führung im Sudetenland und im Memel 
land ſteht bevor. Hinweis auf Rd§⸗Erlaß vom 
11. Juli 1939, RStBl. 1939 S. 828. 


3. Bewertungsverfahren: Wertermittlung — Wert⸗ 

feſtſtellung 

Die Bewertung bildet einen weſent⸗ 
lichen, meiſt den wichtigſten Teil der Ermitt⸗ 
lung der Beſteuerungsgrundlage. Die 
Ermittlung der Beſteuerungsgrundlage wird in der 
Regel in dem Steuerveranlagungsverfahren vorge⸗ 
nommen. Damit erfolgt auch die Bewertung 
grundſätzlich, mag ſie ſich ſachlich⸗ 
rechtlich nach den Vorſchriften des Ein ⸗ 
zelſteuergeſetzes oder nach den Vor 
ſchriften des Reichsbewertungsgeſetzes 
regeln, im Zug des zuſtändigen Einzel⸗ 
ſteuerveranlagungs verfahrens, für das 
der Wert gerade gebraucht wird. Wird der Wert 
für mehrere Steuerveranlagungsver⸗ 
fahren gebraucht, weil der Gegenſtand zu 
mehreren Steuern herangezogen wird, ſo muß der 
Bewertungsvorgang in jedem dieſer Steuer⸗ 
veranlagungsverfahren wiederholt werden. 


Beiſpiel: 

Ein Juwelier entnimmt am 1. November 1939 
ſeinem Geſchäft einige koſtbare ungefaßte Perlen. 
Am 1. Februar 1940 ſchenkt er die Perlen ſeiner 
Geliebten. 

Die Perlen find im Einkommenſteuer⸗ 
veranlagungsverfahren des Juweliers für das Jahr 
1939 als Privatentnahme zu bewerten. 
Wertmaßſtab: Teilwert (8 6 Ziffer 4 EStG). 
Die Perlen ſind im Umſatzſteuer feſtſetzungs⸗ 
verfahren als Eigenverbrauch zu bewerten. 
Wertmaßſtab: der Preis, der am Ort und 
zur Zeit der Entnahme für Gegen⸗ 
ſtände der gleichen oder ähnlichen Art 
von Wiederverkäufern gezahlt zu 
werdenpflegt (81 Ziffer 2 in Verbindung mit 
8 5 Abſatz 1 Satz 3 UStG). Die Perlen find im 
Vermögenſteuer veranlagungsverfahren des 
Juweliers zum 1. Januar 1940 als ſonſtiges 
Vermögen zu bewerten. Wertmaßſtab: gemeiner 
Wert (8 67 Ziffer 9 in Verbindung mit 8 10 
R BewG). Schließlich find die Perlen noch — wenn 
nicht Steuerfreiheit aus § 18 Ziffer 16 ErbStG 
gegeben iſt — im Verfahren zur Feſtſetzung der 
Schenkungſteuer zu bewerten. Wertmaßſtab: 
gemeiner Wert (822 Abſatz 1 ErbStG in Ver⸗ 
bindung mit 810 R BewG). 


Jedes Einzelſteuerveranlagungs⸗ 
verfahren iſt dabei in der Bewertung von dem 
anderen Einzelſteuerveranlagungs⸗ 
verfahren unabhängig. Eine gegenſeitige 
Bindung beſteht nicht. Die verſchiedenen Verfahren 
können ſelbſt bei gleichen Wertmaßſtäben zu verſchie⸗ 
denen Werten kommen. 


In allen dieſen Fällen bildet die Bewertung 
innerhalb der Ermittlung der Beſteue⸗ 
rungsgrundlage $ 213 Abja 1 AO ge- 
mäßeinen unſelbſtändigen, mit Rechts⸗ 
mitteln nicht ſelbſtändig anfechtbaren 
Teil des Steuerbeſcheids. Die Bewertung 
tritt nach außen, im Steuerbeſcheid, nicht ſelb ⸗ 
ſtändig in Erſcheinung. Sie ſtellt lediglich die Be ⸗ 
gründung der Steuerfeſtſetzung dar. Die 
Gründe des Steuerbeſcheids ſind für ſich nicht 
anfechtbar. Ein Steuerbeſcheid kann § 232 Ab⸗ 
ſatz! AO gemäß nur angefochten werden, wenn der 
Steuerpflichtige ſich durch die Höhe der abgefor⸗ 
derten Steuer oder dadurch beſchwert fühlt, daß die 
Steuerpflicht bejaht worden iſt. Die Be⸗ 
wertung kann daher nur angefochten wer⸗ 
den, wenn und ſoweit ſie ſich ſteuerlich zu⸗ 
ungunſten des Steuerpflichtigen aus⸗ 
gewirkt hat. Sie kann auch dann nur angefochten 
werden durch Rechtsmittel gegen den 
Steuerbeſcheid. 


Dieſe Regelung macht in vielen Fällen eine 
Wiederholung des Vorgangs der Bewertung für das⸗ 
ſelbe Wirtſchaftsgut erforderlich. Außerdem bringt ſie 
die Gefahr der Ungleichmäßigkeit der verſchiedenen 
Wertermittlungen mit ſich. Dieſe Nachteile können in 
Kauf genommen werden, wenn es ſich um wirtſchaft⸗ 
lich und ſteuerlich minder wichtige Wirtſchaftsgüter 
handelt, deren Wert nur ausnahmsweiſe für Zwecke 
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mehrerer Steuern gebraucht wird, und deren Bewer⸗ 
tung in der Regel keine großen Schwierigkeiten 
bereitet. 

Handelt es ſich jedoch um wirtſchaftlich und ſteuer⸗ 
lich bedeutſame Gegenſtände, deren Wert auf jeden 
Fall für verſchiedene Steuern Bedeutung hat, und 
deren Bewertung in der Regel große Schwierigkeiten 
bereitet, ſo erſcheint es untunlich, die Bewertung in 
dem Einzelſteuerveranlagungsverfahren vorzunehmen, 
für das der Wert gerade gebraucht wird, und den 
Vorgang der Bewertung ſich dann mehrere Male 
wiederholen zu laſſen. Das gilt z. B. für Grund⸗ 
beſitz und für gewerbliche Betriebe, die gleichzeitig der 
Vermögenſteuer, der Grundſteuer und dem Reichs⸗ 
nährſtandsbeitrag oder gleichzeitig der Vermögen⸗ 
ſteuer, der Gewerbeſteuer und der Aufbringungsum⸗ 
lage unterliegen. 

Für dieſe Fälle hat der Geſetzgeber den Vorgang 
der Bewertung aus dem Einzelſteuerveranlagungs⸗ 
verfahren herausgenommen und einem beſon⸗ 
deren Verfahren überwieſen. Die Bewertung wird 
jetzt nicht mehr von Fall zu Fall, wenn der 
Wert gerade gebraucht wird, vorgenommen. Den ver⸗ 
ſchiedenen Einzelſteuerveranlagungsverfahren, die an 
den Gegenſtand anknüpfen, iſt ein einziges 
Wertfeſtſtellungsverfahren vorgeſchaltet. 
Der einmal feſtgeſtellte Wert gilt für verſchiedene 
Steuern, die innerhalb eines beſtimmten Zeitraums 
an den Gegenſtand anſchließen. Die Ermittlung 
der Beſteuerungsgrundlage iſt verſelb⸗ 
ſtändigt. Die Bewertung iſt abgeſondert von 
der Steuerfeſtſetzung. Zum Abſchluß dieſes 
geſonderten Wertfeſtſtellungsverfahrens wird ein 
ſchriftlicher Feſtſtellungsbeſcheid erteilt. 
Die in dem Feſtſtellungsbeſcheid enthaltene Bewertung 
bildet eine ſelbſtändige, mit Rechtsmit⸗ 
teln ſelbſtändig anfechtbare Entſchei⸗ 
dung. Hinweis auf § 213 Abſatz 2 AD. 

Die in einem ſolchen geſonderten Feſtſtellungsver⸗ 
fahren vorzunehmende Bewertung heißt Wertfeſt⸗ 
ſtellung. Zum Unterſchied davon pflegt man die 
Bewertung, die im Zug des zuſtändigen Einzelſteuer— 
veranlagungsverfahrens vorgenommen wird, als 
Wertermittlung zu bezeichnen. 


J. Die Weſensmerkmale der Einheitsbewertung 


Das Weſen der Einheitsbewertung liegt bereits 
in dem Wort „Einheitswert“ begründet. Es 
ſollen Werte geſchaffen werden, die einheitlich für 
mehrere Steuerarten Geltung haben. Schon jetzt ſei 
bemerkt, daß es auch nach dem Reichsbewertungsgeſetz 
Werte, die für alle an denſelben Gegen ⸗ 
ſtand anknüpfenden Steuerfälle ange⸗ 
wandt werden könnten, alſo Einheitswerte im eigent⸗ 
lichen Sinn des Wortes, nicht gibt. So gilt z. B. 
der Einheitswert eines gewerblichen Betriebs zwar 
für die Vermögenſteuer, die Gewerbe; 
ſteuer, die Aufbringungsumlage uſw., 
nicht aber für die Einkommenſteuer und die 
Erbſchaftſteuer. 

§ 20 RBewh gemäß „gelten als Ein- 
heitswerte die Werte, die nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Abſchnitts (d. h. des erſten 
Abſchnitts des Beſonderen Teils des Reichsbewer⸗ 


tungsgeſetzes) geſondert feſtgeſtellt wer⸗ 
den“. 

Die Faſſung des 820 RBewö iſt mißverſtändlich. 
Die Frage, welche Werte geſondert feſtgeſtellt werden, 
iſt eine Frage des Verfahrensrechts. Sie 
richtet ſich nicht nach den Vorſchriften des Reichsbewer⸗ 
tungsgeſetzes, ſondern nach 8 214 AO. Das Reichs⸗ 
bewertungsgeſetz enthält, von wenigen Ausnahmen 
abgeſehen — Hinweis insbeſondere auf 88 21 bis 23 
R BewG —, nur die ſachlich-rechtlichen Be⸗ 
wertungsvorſchriften, insbeſondere die Bewer⸗ 
tungsmaßſtäbe. § 20 RBewG will ſagen, daß 
die Werte, die nach den Vorſchriften des erſten Ab⸗ 
ſchnitts des Beſonderen Teils des Reichsbewertungs⸗ 
geſetzes bemeſſen werden und die nach den Vor— 
ſchriften der AD geſondert feſtgeſtellt wer⸗ 
den, als Einheits werte gelten. 

Aus der Begriffsbeſtimmung des $ 20 RBewG 
zeichnen ſich alſo zwei Dinge als die Weſensmerk⸗ 
male der Einheitsbewertung ab: die be ⸗ 
ſondere Art des Bewertungsmaßſtabs 
und die beſondere Art des Bewertungs⸗ 
verfahrens. Beide Merkmale müſſen zu⸗ 
ſammentreffen, wenn der Wert als Einheits⸗ 
wert gelten ſoll. 

Mit der Einführung des Reichsbewertungsgeſetzes 
in der Oſtmark iſt auch die Einheitsbewer⸗ 
tung in Hſterreich eingeführt worden. Hinweis 
auf Abſchnitt 2 letzter Abſatz. Die erſte Hauptfeſtſtel⸗ 
lung der Einheitswerte ſoll dort auf den 1. Januar 
1940 vorgenommen werden. Es iſt in Ausſicht ge- 
nommen, auch im Sudetenland zum 1. Januar 
1940 eine Hauptfeſtſtellung der Einheitswerte durch⸗ 
zuführen. 


5. Die Bewertungsmaßſtäbe der Einheitsbewertung 


Als Einheitswerte gelten nur die nach den Vor⸗ 
ſchriften des erſten Abſchnitts des Beſonderen Teils 
des Reichsbewertungsgeſetzes bemeſſenen Werte. Hin⸗ 
weis auf Abſchnitt 4. 

Das Reichsbewertungsgeſetz iſt in 
drei Teile aufgeteilt: Allgemeiner Teil (88 1 
bis 17), Beſonderer Teil (88 18 bis 77), Übergangs⸗ 
vorſchriften (88 78 und 79). Der II. Teil iſt wiederum 
aufgegliedert in zwei Abſchnitte: Einheits⸗ 
bewertung (88 20 bis 66) und Sonſtiges Vermögen, 
Geſamtvermögen, Inlandsvermögen (88 67 bis ), 
Die ſachlich-rechtlichen Bewertungsvorſchriften erſtrek⸗ 
ken ſich ſowohl über den I. als auch über den II. Teil. 
Sie liefern eine Vielzahl verſchiedener Wertmaßſtäbe. 
Hinweis auf 88 10 bis 17, 88 31, 33, 52, 53, 66, 69 
bis 72. Es finden ſich ſogar oft für die gleichen Gegen⸗ 
ſtände verſchiedene Bewertungsvorſchriften, z. B. 811 
und 88 29 bis 49, 50 bis 53 und 57 für Grundbeſitz, 
813 und 88 69 bis 72 für Wertpapiere. 

Welcher Bewertungsmaßſtab im einzelnen Fall 
anzuwenden iſt, richtet ſich nach dem Geltungs⸗ 
bereich der beiden Teile, innerhalb des 
II. Teils nach dem Geltungsbereich der bei⸗ 
den Abſchnitte. 

Die Geltungs bereiche der beiden 
Teile ſind nach Steuerarten voneinander 
abgegrenzt. Der II. Teil gilt in ſeinen beiden 
Abſchnitten § 18 Abſatz 1 RBewG gemäß für die Ver ⸗ 
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mögenſteuer. Die in ihm enthaltenen Bewer⸗ 
tungsvorſchriften dienen der Ermittlung des 
Geſamtvermögens als der Beſteuerungsgrund⸗ 
lage für die Vermögenſteuer der unbeſchränkt Ver⸗ 
mögenſteuerpflichtigen bzw. des In landsver⸗ 
mögens als der Beſteuerungsgrundlage für die 
Vermögenſteuer der beſchränkt Vermögenſteuerpflich⸗ 
tigen. Hinweis auf § 1 und $4 VSt in Verbindung 
mit 88 73 bis 76 RBewG oder $2 und 84 VSt in 
Verbindung mit $ 77 R Bew. 


Die Geltungsbereiche der beiden 
Abſchnitte innerhalb des II. Teils find teils 
nach Vermögensarten, teils nach 
Steuerarten voneinander abgegrenzt. Das 
Vermögen, das nach den Vorſchriften des II. Teils zu 
bewerten iſt, umfaßt $ 19 RBewG gemäß die folgen ⸗ 
den vier Vermögensarten: land- und forſt⸗ 
wirtſchaftliches Vermögen, Grundvermögen, Betriebs- 
vermögen, Sonſtiges Vermögen. Davon ſind die 
erſten drei Vermögensarten im erſten Abſchnitt des 
II. Teils behandelt; die Vermögensart Sonſtiges 
Vermögen iſt im zweiten Abſchnitt des II. Teil be⸗ 
handelt. Je nachdem, in welche Vermögens⸗ 
art das zu bewertende Wirtſchaftsgut eingeordnet 
wird, iſt der Bewertungsmaßſtab dem 
erſten oder dem zweiten Abſchnitt des 
II. Teils zu entnehmen. 


Der erſte Abſchnitt des II. Teils ent⸗ 
hält die wirtſchaftlich und ſteuerlich be ⸗ 
deutſamſten Gegenſtände, nämlich die land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Betriebe, die Grundſtücke 
und die gewerblichen Betriebe. Dieſe Gegenſtände 
unterliegen in der Regel alle mehreren 
laufenden Steuern. Sie werden z. B. neben 
der Vermögenſteuer noch von einer Realſteuer erfaßt. 
Ihre Bewertung iſt beſonders ſchwierig. Sie ſoll da⸗ 
her für möglichſt alle an ſie anknüpfenden Steuern 
nach denſelben Maßſtäben erfolgen und möglichſt nur 
einmal vorgenommen werden. Aus dem für dieſe 
Vermögensarten geltenden Abſchnitt werden daher die 
Einheitswerte gebildet. Seine Wertmaßſtäbe 
gelten — in der Form der Einheitswerte — § 18 Ab- 
ſatz 2 R BewG gemäß neben der Vermögenſteuer 
noch für die Grundſteuer, die Gewerbe⸗ 
ſteuer, die Erbſchaftſteuer und die Grund⸗ 
erwerbſteuer. Darüber hinaus gelten dieſe nach 
den Maßſtäben des erſten Abſchnitts des II. Teils des 
Reichsbewertungsgeſetzes bemeſſenen Einheitswerte 
noch für eine Reihe von anderen ſteuer⸗ 
lichen und außerſteuerlichen Dingen, 
die nach und nach an die Einheitswerte angeſchloſſen 
worden ſind. Hinweis auf die Darſtellung in einem 
demnächſt folgenden Aufſatz über die Auswirkungen 
der Einheitsbewertung. 


Die Vorſchriften des Allgemeinen Teils 
des Geſetzes gelten danach unmittelbar nur für die 
Steuerfälle, für die der Beſondere 
Teil 8 18 RBewG gemäß nicht oder nur be⸗ 
ſchränkt gilt. Der Beſondere Teil gilt z. B. nicht 
für die Kapitalverkehrſteuer, ſo daß die Be⸗ 
wertung von Sacheinlagen für Zwecke der Kapitalver⸗ 
kehrſteuer ausſchließlich nach dem Allgemeinen Teil 
des Reichsbewertungsgeſetzes erfolgt. Der Beſondere 


Teil gilt nur beſchränkt z. B. für die Erbſchaftſteuer. 
Hinweis auf das nachſtehende Beiſpiel A. Außerdem 
hat der Allgemeine Teil $ 18 Abſatz 3 RBewGd gemäß 
auch im Rahmen der Bewertung nach den Vorſchriften 
des Beſonderen Teils, alſo im Rahmen der Ermitt⸗ 
lung des Geſamtvermögens oder des Inlandsvermö⸗ 
gens für Zwecke der Vermögenſteuer, und im Rahmen 
der Einheitsbewertung Geltung. Die allgemeinen 
Bewertungsvorſchriften gelten auf dieſem 
Gebiet „ſoweit ſich nicht aus den 88 20 bis 77 etwas 
anderes ergibt“. Für die Einheitsbewertung ſind aus 
dem Allgemeinen Teil des Reichsbewertungsgeſetzes 
insbeſondere die Vorſchriften von Bedeutung, die 
allgemeine Begriffe aufſtellen oder erläutern, 3. > 
über die wirtſchaftliche Einheit, über die Behandlung 
von bedingtem oder befriſtetem Erwerb, über den ge⸗ 
meinen Wert und über den Teilwert. 


Beiſpiele: 


A. Das Vermögen eines Rentners beſtand aus einem 
Mietwohngrundſtück und aus Aktien zum Nenn⸗ 
wert von 50 000 RM. Die Gegenſtände waren 
für Zwecke der Vermögenſteuer auf den 1. Ja⸗ 
nuar 1935 zu bewerten. Die Bewertungsvor⸗ 
ſchriften hierzu waren 818 Abſatz 1 RBewG ge- 
mäß dem II. Teil des Reichsbewertungsgeſetzes 
zu entnehmen, und zwar für das Mietwohn⸗ 
grundftüd (Vermögensart Grundvermögen) dem 
erſten Abſchnitt (88 50 u. f.) und für die Aktien 
(Vermögensart Sonſtiges Vermögen) dem 
zweiten Abſchnitt (88 69 u. f.). Der Wert (Ein- 
heitswert) des Grundſtücks betrage 40 000 RM, 
der Wert (Steuerkurswert) der Aktien ſei 100 
v. H., dann ſtellt ſich das Geſamtrohvermögen 
auf (40 000 und 50 000) 90 000 RM. 


Der Rentner iſt am 1. April 1938 geſtorben. 
Er hat das geſamte vorgenannte Vermögen auf 
ſeinen Sohn vererbt. Jetzt müſſen die Gegen⸗ 
ſtände für Zwecke der Erbſchaftſteuer bewertet 
werden. Die Bewertungsvorſchriften für das 
Grundſtück find § 18 Abſatz 2 RBewcß gemäß 
dem erſten Abſchnitt des II. Teils zu entnehmen, 
die Bewertungsvorſchriften für die Aktien jedoch 
dem Allgemeinen Teil. Die Vorſchriften der 
88 69 u. f. RBewch gelten, als im zweiten Ab- 
ſchnitt des II. Teils ſtehend, nicht für die Erb⸗ 
ſchaftſteuer. Für das Grundſtück bleibt daher 
auch bei der Erbſchaftſteuer der Einheitswert 
von 40 000 RM maßgebend. Die Aktien find 
8 13 RBewG gemäß mit dem Börſen⸗Kurswert 
vom Todestag anzuſetzen. Dieſer betrage 
130 v. H. Dann ſtellt ſich der Vermögensanfall 
auf (40 000 und 65 000) 105 000 RM. Hinweis 
auch auf §88 21 und 22 ErbStG. 


Der Sohn muß, wenn die Vorausſetzungen 
des § 13 VSt gegeben find, mit ſeinem Ver⸗ 
mögenszuwachs zur Vermögenſteuer neu veran⸗ 
lagt werden. Die hierfür erforderliche Bewertung 
der erworbenen Vermögensteile erfolgt § 18 
Abſatz 1 RBewc᷑ gemäß wieder ausſchließlich 
nach den Vorſchriften des II. Teils des Reichs⸗ 
bewertungsgeſetzes. Es ſind die gleichen Werte 
anzuſetzen wie bei der Vermögenſteuerveranla⸗ 
gung des Vaters. 


Deutsche Steuer-Zeitung u.Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr. 33 / 19. Aug. 1939 / S. 787 
WE 


B. Ein Steuerpflichtiger hat einen Fabrikbetrieb. 
Er beſitzt zwei Perſonenkraftwagen inländiſcher 
Herkunft. Die beiden Wagen haben einen Wert 
von je 15000 RM. Der eine Wagen wird vor⸗ 
wiegend zu betrieblichen Zwecken, der andere 
vorwiegend zu privaten Zwecken benutzt. 

Bei der Veranlagung des Steuerpflichtigen 
zur Vermögenſteuer ſind die Gegenſtände nach 
dem II. Teil des Reichsbewertungsgeſetzes zu be⸗ 
werten ($ 18 Abſatz 1 R BewG). Dabei iſt der eine 
Wagen in die Vermögensart Betriebsvermögen 
einzuordnen, der andere in die Vermögensart 
Sonſtiges Vermögen. Für den einen Wagen gilt 
der erſte Abſchnitt des II. Teils. Er iſt als Teil 
der wirtſchaftlichen Einheit Fabrikbetrieb § 66 
Abſatz 1 RBewG gemäß mit dem Teilwert anzu⸗ 
ſetzen. Für den anderen Wagen gilt der zweite 
Abſchnitt des II. Teils. Er bleibt 8 67 Ziffer 10 a 
RBewöG gemäß außer Anſatz. 


6. Die Fälle der geſonderten Wertfeſtſtellung 

Als Einheitswerte gelten nur geſondert feſt⸗ 
geſtellte Werte. Hinweis auf Abſchnitt 4. 

Die Fälle, in denen eine geſonderte 
Wertfeſtſtellung ſtattfindet, ergeben ſich in 
der Hauptſache aus § 214 A O. 8 214 AO 
bezeichnet als Bewertungseinheit für die 
Einheitsbewertung die wirtſchaftliche 
Einheit. Hinweis auch auf 8 21 RBewG. Das 
entſpricht der Forderung des § 2 Abſatz 1 Satz 1 
RBewG, daß jede wirtſchaftliche Einheit 
für ſich zu bewerten ſei. Über den Begriff und die 
Bildung einer wirtſchaftlichen Einheit, die in der 
Regel aus zahlreichen Einzelwirtſchaftsgütern beſteht, 
Hinweis auf 8 2 RBewG. 

8 214 Ziffer 1 AO gemäß werden geſondert feſt⸗ 
geſtellt die Werte der wirtſchaftlichen Ein⸗ 
heiten der Vermögensarten Land- und 
Forſtwirtſchaft, Grundvermögen und 
Betriebsvermögen, d. h. die Werte der land» 
und forſtwirtſchaftlichen Betriebe im Sinn der 88 29, 
45, 47, 48 und 49 RBewG, der Grundſtücke im Sinn 
der 88 50 u. f. RBewG und der gewerblichen Betriebe 
im Sinn der 8$ 54 bis 56 RBewG. Vorausſetzung tft, 
daß ſich die Einheiten lediglich auf Inland er⸗ 
ſtrecken oder ſowohl auf Inland als auch 
auf Ausland erſtrecken und einem unbe- 
ſchränkt Vermögenſteuerpflichtigen ge⸗ 
hören. Geſondert feſtgeſtellt werden unter denſelben 
Vorausſetzungen auch die Werte der Gewerbe ⸗ 
berechtig ungen im Sinn des § 58 R BewG 
(Apothekengerechtigkeiten, Mineralgewinnungsrechte 
uſw.), die nicht zu einem gewerblichen Betrieb gehören. 
Gewerbeberechtigungen gehören dann nicht zu einem 
gewerblichen Betrieb, wenn ſie nicht eigengewerblich 
genutzt werden, ſondern z. B. verpachtet ſind oder zur 
Zeit überhaupt nicht genutzt werden. Sie rechnen 
dann zum Sonſtigen Vermögen. 

8 214 Ziffer 2 AO gemäß werden unter denſelben 
Vorausſetzungen wie bei Ziffer 1 geſondert feſtgeſtellt 
die Werte der wirtſchaftlichen Unterein⸗ 
heiten. Wirtſchaftliche Untereinheiten ſind die Be⸗ 
triebsgrundſtücke im Sinn des $ 57 RBew 
und die Gewerbeberechtigungen im Sinn 


des § 58 RBewö, die zu einem gewerblichen Betrieb 
gehören. Sie ſind Teile einer wirtſchaft⸗ 
lichen Einheit gewerblicher Betrieb. 

Solche geſondert zu bewertenden Untereinheiten 
kann es begrifflich nur innerhalb der Ver⸗ 
mögensart Betriebsvermögen geben. 
Denn nur bei den gewerblichen Betrieben können die 
einzelnen zu dem Betrieb gehörigen Wirtſchaftsgüter 
eine gewiſſe ſelbſtändige Bedeutung haben. Bei dem 
Grundbeſitz gilt der Grundſatz der Bewertung int 
ganzen (8 2 Abſatz 1 Satz 2 RBewG). Bei den ge- 
werblichen Betrieben gilt der Grundſatz der Einzel⸗ 
bewertung (8 2 Abſatz 3 und § 66 RBewG). Die Be⸗ 
wertung des Grundbeſitzes erfolgt gewiſſermaßen in 
Bauſch und Bogen, ohne Anſetzung und Berückſichti⸗ 
gung der einzelnen Teile, aus denen die wirtſchaftliche 
Einheit ſich zuſammenſetzt. Die Bewertung eines ge⸗ 
werblichen Betriebs erfordert dagegen eine Aufitel- 
lung aller zu dem Betrieb gehörigen einzelnen Wirt⸗ 
ſchaftsgüter. Beim Grundbeſitz wird unmittelbar der 
Geſamtwert der Einheit errechnet. Beim Betriebs- 
vermögen ſind zunächſt für die einzelnen Wirtſchafts⸗ 
güter Werte feſtzuſetzen. Dieſe Einzelwerte treten 
zwar nach außen in der Regel nicht ſelbſtändig in Er⸗ 
ſcheinung. Sie bilden die Rechnungspoſten, aus deren 
Zuſammenzählung ſich der Geſamtwert der wirtſchaft⸗ 
lichen Einheit gewerblicher Betrieb ergibt. 

Aus den zahlreichen Einzelwirtſchaftsgütern eines 
gewerblichen Betriebs ragen zwei beſonders hervor, 
die Betriebsgrundſtücke und die Gewerbeberechti⸗ 
gungen. Der Wert eines Betriebsgrund⸗ 
ftüds z. B. hat nicht nur Bedeutung als Rech- 
nungspoſten für die Bewertung des ge⸗ 
werblichen Betriebs. Sein Wert wird 
außerdem noch benötigt für Zwecke der 
Grundſteuer, der Grunderwerbſteuer 
u ſ w. Aus dieſem Grund iſt der Vorgang der Bewer⸗ 
tung eines Betriebsgrundſtücks ſeinerſeits wieder aus 
dem geſonderten Wertfeſtſtellungsverfahren des ge- 
werblichen Betriebs herausgenommen worden. Es iſt 
hierfür ein weiteres ſelbſtändiges und geſondertes 
Wertfeſtſtellungsverfahren vorgeſchaltet worden. 

8 214 Ziffer 3 AO gemäß werden geſondert feit- 
geſtellt die Werte von Teilen der in Ziffern 
und 2 genannten wirtſchaftlichen Ein⸗ 
heiten und Untereinheiten, wenn nicht die 
ganze Einheit oder Untereinheit, ſondern nur ein Teil 
derſelben ſteuerpflichtig iſt. 

Das gilt zunächſt einmal für den inländi- 
ſchen Teil einer wirtſchaftlichen Ein⸗ 
heit oder Untereinheit, die ſich ſowohl auf 
Inland als auch auf Ausland erſtreckt. Der Wert 
einer ſolchen Einheit oder Untereinheit muß, wenn ſie 
einem unbeſchränkt Vermögenſteuerpflichtigen gehört, 
zunächſt § 214 Ziffer 1b AO gemäß als Ganzes ge⸗ 
ſondert feſtgeſtellt werden. Dieſer Wert wird gebraucht 
für die Vermögenſteuer des unbeſchränkt ſteuerpflich⸗ 
tigen Eigentümers. Der unbeſchränkt Steuerpflich⸗ 
tige iſt 8 1 Abſatz 2 VSt gemäß mit ſeinem Geſamt⸗ 
vermögen ſteuerpflichtig, mag das Vermögen auch ganz 
oder zum Teil im Ausland belegen ſein. Der Wert 
der ganzen Einheit oder Untereinheit wird weiter ge⸗ 
gebenenfalls gebraucht für Zwecke der Reichsflucht⸗ 
ſteuer oder für die Erbſchaftſteuer, falls der Erblaſſer 
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oder Erwerber Inländer im Sinn des § 8 Abſatz 1 

Ziffer 1 ErbStG iſt. Der Wert der ganzen Einheit 

oder Untereinheit iſt jedoch nicht brauchbar für die 

Steuern, die nur von inländiſchem Vermögen erhoben 

werden. Dahin gehört die Vermögenſteuer der be⸗ 

ſchränkt Steuerpflichtigen, die $ 2 Abſatz 2 VSt ge- 
mäß nur mit ihrem Inlandsvermögen im Sinn des 

8 77 RBewGs zur Vermögenſteuer herangezogen 

werden. Dahin gehören weiter die Grundſteuer, die 

Grunderwerbſteuer, die Gewerbeſteuer und die Erb- 

ſchaftſteuer, wenn der Erblaſſer oder der Erwerber nicht 

Inländer im Sinn des § 8 Abſatz 1 ErbStG iſt. In 

dieſen Fällen muß daher der Wert des inländiſchen 

Teils der Einheit oder Untereinheit nochmals geſon⸗ 

dert feſtgeſtellt werden. 

Geſondert feſtgeſtellt werden ſchließlich noch die 
Teile von wirtſchaftlichen Einheiten oder Unterein⸗ 
heiten, welche ſich auf eine inländiſche Gemeinde be⸗ 
ſchränken und nur mit einem Teil der Ber- 
mögenſteuer oder einer Realſteuer 
unterliegen. 

Beiſpiele zu §S 214 AO: 

A. Ein Steuerpflichtiger, der in Köln wohnt, beſitzt ein 
Einfamilienhaus in Köln, ein Mietwohngrundſtück 
in Lüttich und einen forſtwirtſchaftlichen Betrieb. 
Der forſtwirtſchaftliche Betrieb liegt mit 50 ha 
diesſeits und mit 30 ha jenſeits der deutfch- 
belgiſchen Grenze. 

Für das Haus in Köln gilt § 214 Ziffer 1 a 

AD. Es iſt ein Einheitswert feſtzuſtellen. Dieſer 
Einheitswert iſt ſowohl der Vermögenſteuer und 
der Erbſchaftſteuer als auch der Grundſteuer und 
der Grunderwerbſteuer zugrunde zu legen. Für 
das Haus in Lüttich iſt ein Einheitswert nicht feſt⸗ 
zuſtellen, da es ganz im Ausland liegt. Sein Wert 
iſt im Zuge des Vermögenſteuer- bzw. Erbſchaft⸗ 
ſteuerverfahrens zu ermitteln. Dabei iſt zu be⸗ 
achten, daß 826 RBewG gemäß der Bewertungs- 
maßſtab nicht dem Beſonderen Teil, ſondern dem 
Allgemeinen Teil des Reichsbewertungsgeſetzes zu 
entnehmen iſt. Für den forſtwirtſchaftlichen Be- 
trieb gelten 8 214 Ziffern 1b und 3a AD. Es iſt 
zunächſt für den ganzen forſtwirtſchaftlichen Be⸗ 
trieb ein Einheitswert feſtzuſtellen (§ 214 Ziffer 1 b 
AD). Dieſer Einheitswert iſt der Vermögenſteuer 
und der Erbſchaftſteuer zugrunde zu legen. So- 
dann iſt für den inländiſchen Teil nochmals ein 
Einheitswert feſtzuſtellen (8 214 Ziffer 3a AO). 
Dieſer Einheitswert iſt der Grundſteuer, dem Bei⸗ 
trag zum Reichsnährſtand und der Grunderwerb— 
ſteuer zugrunde zu legen. 

B. Das Reich hat in der Gemeinde X ein Finanzamts⸗ 
gebäude. In dem Gebäude befinden ſich neben den 
Büroräumen noch die Dienſtwohnungen des Amts⸗ 
leiters und des Hausmeiſters. Es wird ſteuerlich 
nur der Wert des den Wohnzwecken dienenden 
Teils des Grundſtücks gebraucht. Das Reich iſt 
nicht vermögenſteuerpflichtig; der für den öffent. 
lichen Dienſt benutzte Teil des Grundſtücks iſt § 4 
Ziffer 1 und 86 Abſatz 2 GrStG gemäß grund- 
ſteuerbefreit. Es wird § 214 Ziffer 3b AO gemäß 
nur der Wert der Dienſtwohnungen geſondert feſt⸗ 
geſtellt. 


Die weiteren Fälle der geſonderten 
Wertfeſtſtellung ergeben ſich aus 8 30 Abſatz 2 
RBewG, 86 Abſatz 2 der Aufbringungsumlageverord⸗ 
nung 1937 (AufbrumlVO 1937), $ 17 der Grund⸗ 
erwerbſteuerdurchführungsbeſtimmungen (GTEDB) 
und aus 8 220 Ziffer 2 AO in Verbindung mit 
88 64 u. f. RBew DB. Eine Darſtellung dieſer Sonder⸗ 
fälle erübrigt ſich hier. 


7. Einheitswerte 

Nicht alle dieſe in einem geſonderten 
Verfahren feſtgeſtellten Werte ſind 
Einheitswerte. Einheitswerte ſind ſie nur 
dann, wenn ihre Bemeſſung nach den 
Wertmaßſtäben des erſten Abſchnitts 
des Beſonderen Teils des Reichsbewertungs⸗ 
geſetzes erfolgt. Hinweis auf Abſchnitt 4. 

Die beiden Merkmale der Einheitsbewer⸗ 
tung find gegeben bei den Fällen des 8214 
A O. Die dort genannten wirtſchaftlichen Einheiten 
und Untereinheiten fallen in die Vermögensarten 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft, Grundvermögen und Be⸗ 
triebsvermögen. Dieſe drei Vermögensarten find im 
erſten Abſchnitt des Beſonderen Teils des Reichsbe⸗ 
wertungsgeſetzes behandelt. Die Werte gelten als Ein⸗ 
heitswerte. 

Für die Wirtſchaftsgüter, die zur Vermögensart 
Sonſtiges Vermögen gehören, werden Ein 
heitswerte nicht feſtgeſtellt. Sie haben in 
der Regel nur für die Vermögenſteuer Bedeutung. Die 
einzige Ausnahme bilden Gewerbeberechtigungen. Für 
ſie wird auch dann, wenn ſie zum Sonſtigen Ver⸗ 
mögen gehören, nach § 214 Ziffer 1 AD ein Einheits⸗ 
wert feſtgeſtellt. Hinweis auf Abſchnitt 6 Abſatz 3. 

Als Einheitswerte gelten nach § 30 Abſatz 2 letzter 
Satz RBewG auch die geſondert feſtgeſtell⸗ 
ten Anteile des Verpächters und des 
Pächters am einheitlich feſtgeſtellten Einheitswert 
des verpachteten landwirtſchaftlichen Betriebs. 

Ferner gelten die nach 86 Abſatz 2 AufbrumlVO 
1937 für Zwecke der Aufbringungsumlage geſondert 
feſtzuſtellenden Werte der werbenden Betriebe als 
Einheitswerte. Sie werden § 4 Abſatz 3 Ziffer 2 Satz 2 
AufbrumlVᷣO 1937 gemäß nach den Vorſchriften des 
Reichsbewertungsgeſetzes über Betriebsvermögen, alſo 
nach den Vorſchriften des erſten Abſchnitts des Beſon⸗ 
deren Teils des Reichsbewertungsgeſetzes, bemeſſen. 

Schließlich gelten nach ausdrücklicher Vorſchrift 
als Einheitswerte noch die nach § 17 Ziffer 3 in Ver⸗ 
bindung mit 816 GrEDB, nach § 17 Ziffer 2 in Ver⸗ 
bindung mit §S 14 GrEDB und die nach 817 Ziffer 1 
in Verbindung mit 8 15 GrE dB geſondert feſtzu⸗ 
ſtellenden Werte. 

Dagegen gelten nicht als Einheits⸗ 
werte die nach § 13 in Verbindung mit 817 Ziffer 1 
GrEDB geſondert feſtzuſtellenden Teile von Einheits⸗ 
werten. Nicht als Einheitswerte gelten ins beſon⸗ 
dere auch die nach 8220 Ziffer 2 AO in Verbindung 
mit 88 64 u. f. RBew˖DB geſondert feſtzuſtellenden 
Werte der nichtkurshabenden Kapital⸗ 
anteile und Genußſcheine. Die Bewertung 
dieſer Anteile erfolgt nicht nach den Vorſchriften des 
erſten Abſchnitts des Beſonderen Teils, ſondern nach 
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den Vorſchriften des zweiten Abſchnitts des Beſon⸗ 
deren Teils des Reichsbewertungsgeſetzes. Hinweis 
auf 88 69 u. f. RBewG. 


8. Abrundung der Einheitswerte 


Einheitswerte find §825 RBewG gemäß abzu- 
runden. Einheitswerte bis zu 5000 RM find auf 
volle 10 RM, Einheitswerte über 5 000 RM auf volle 
100 AM abzurunden. Dabei ſind Beträge bis zu ß RM 
bzw. bis zu 50 RM nach unten, darüber hinausgehende 
Beträge nach oben abzurunden. 


Die geſondert feſtgeſtellten Werte, 
die nicht als Einheitswerte gelten, z. B. 
die geſondert feſtgeſtellten Werte der nicht kurs ⸗ 
habenden Kapitalanteile, werden nicht 
abgerundet. Dasſelbe gilt für Anteile von 
Einheitswerten (83 Satz 2 R BewG), z. B. die 
Anteile der Geſellſchafter am Einheitswert der OHG. 
Die Anteile des Verpächters und des Pächters am ein⸗ 
heitlich feſtgeſtellten Einheitswert des verpachteten 
landwirtſchaftlichen Betriebs, die ja als Einheitswerte 
gelten, unterliegen dagegen der Abrundung. 


In einigen Fällen gibt der Einheitswert 
unmittelbar die Beſteuerungsgrund⸗ 
lage an. Er unterliegt dann — als Beſteuerungs⸗ 
grundlage — gegebenenfalls weitergehenden 
Abrundungsvorſchriften. Hinweis auf 8 4 
Abſatz 2 VStG, 8 13 Abſatz 1 Satz 3 GewStG, 5 8 
AufbrUmlVO 1937. 


Beiſpiel: 


Das nach den Vorſchriften der 88 56 bis 66 
New errechnete Betriebsvermögen einer GmbH 
beträgt 587 647 RM. Der Einheitswert iſt nach der 
Abrundungsvorſchrift des § 25 Ziffer 2 RBewG auf 
587 600 RM feſtzuſtellen. — Der Einheitswert der 
GmbH gibt 8 73 RBewG, 8 4 Abſatz 1 VStG gemäß 
gleichzeitig ihr Geſamtvermögen und 87 
Ziffer 1b VSt gemäß ihr ſteuerpflichtiges Ver⸗ 
mögen an. Als Geſamtvermögen iſt der Betrag von 
587 600 RM 8 4 Abſatz 2 VSt gemäß auf 
588 000 RM abzurunden. — Unter der Voraus- 
ſetzung, daß Hinzurechnungen und Abſetzungen im 
Sinn des § 12 Abſätze 2 und 3 GewStG nicht vor. 
zunehmen find, gibt der Einheitswert der Gmb 
gleichzeitig auch ihr Gewerbekapital an. Als 
Gewerbekapital iſt der Betrag von 587 600 RM 813 
Abſatz 1 Satz 2 GewStG gemäß auf 587000 RM 
abzurunden. — Unter der Vorausſetzung, daß Aus- 
ſonderungen und Hinzurechnungen im Sinn des 86 
Abſatz 1 Satz 2 AufbrumlVO 1937 nicht vorzu- 
nehmen find, gibt der Einheitswert der GmbH 
ſchließlich auch noch ihr aufbringungs⸗ 
pflichtiges Vermögen an. Als aufbrin- 
gungspflichtiges Vermögen iſt der Betrag von 
587 600 RM 8 8 AufbrumlVO 1937 gemäß auf 
588 000 RM abzurunden. 


9. Die einheitliche Wertfeſtſtellung 


Oft ſindan einer wirtſchaftlichen Ein ⸗ 
heit mehrere beteiligt. Von einer Beteili- 
gung mehrerer ſpricht man bei nichtrechtsfähigen Ge⸗ 
ſellſchaften oder Gemeinſchaften. 


Beiſpiele: 

Eine Offene Handelsgeſellſchaft, beſtehend aus 
drei Geſellſchaftern, beſitzt einen Betrieb. Eine 
Erbengemeinſchaft, beſtehend aus vier Miterben, 
beſitzt ein Grundſtück. 


In dieſen Fällen iſt 83 Satz 1 RBewG gemäß —. 
für Mitunternehmerſchaften Hinweis auch auf § 56 
Ziffer 7 RBewG — der Wert der Einheit oder Unter⸗ 
einheit zunächſt im ganzen feſtzuſtellen. 
Dieſer Wert wird für diejenigen anden Ein⸗ 
heitswert anknüpfenden Steuern ge⸗ 
braucht, von denen die Geſellſchaft oder 
Gemeinſchaft als ſolche betroffen wird. 
Die Geſellſchaft oder Gemeinſchaft iſt ſelbſtändig 
ſteuerpflichtig, z. B. bei der Gewerbeſteuer, der 
Aufbringungsumlage, der Grundſteuer 
uſw. Bei der Vermögenſteuer iſt die nicht⸗ 
rechtsfähige Geſellſchaft oder Gemeinſchaft dagegen 
nicht Steuerſubjekt. Steuerſubjekt 
iſt hier der einzelne Beteiligte. Er wird 
mit ſeinem Anteil am Vermögen der Geſellſchaft 
oder Gemeinſchaft herangezogen. Zur Ermittlung 
dieſer Anteile muß der Geſamtwert der Ein⸗ 
heit oder Untereinheit auf die einzelnen 
Beteiligten aufgeteilt werden. Hinweis 
auf § 3 Satz 2 RBewG. Der Aufteilungsmaß⸗ 
ſtab ergibt ſich aus § 11 Ziffer 5 StAnpG. Der 
Geſamtwert iſt inſofern für alle Be⸗ 
teiligten von Bedeutung. Seine Feſtſtellung 
muß daher mit Wirkung für und gegen alle 
Beteiligten ausgerüſtet ſein. § 215 Abſatz 1 AO 
ſchreibt vor, daß die Feſtſtellung in dieſem 
Fall einheitlich zu treffen iſt. Die einheit⸗ 
liche Feſtſtellung richtet ſich 8 219 Abſatz 1 AO 
gemäß gegen alle Beteiligten. 


Die geſonderte Wertfeſtſtellung iſt 8 215 Abſatz 1 
AO gemäß auch dann einheitlich zu treffen, 
wenn die Gebäude oder Betriebsmittel 
eines land- und forſtwirtſchaftlichen Betriebs nicht 
ſämtlich dem Eigentümer des Grund und 
Bodens, ſondern ganz oder zum Teil einem anderen 
gehören. Das iſt der Fall, wenn der Betrie bver- 
pachtet ift und der Pächter mit eigenem 
Inventar wirtſchaftet. Nach der ſachlich- rechtlichen 
Bewertungsvorſchrift des § 30 Abſatz 2 RBewõ ſind 
Gebäude und Betriebsmittel auch in dieſem Fall ent- 
gegen dem im 82 Abſatz 2 RBewG für die Bildung 
von wirtſchaftlichen Einheiten aufgeſtellten Grundſatz 
der Einheitlichkeit des Eigentums in den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb einzubeziehen. Dasſelbe gilt 85 45. 
47 und 48 RBew gemäß auch für die forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe, die Weinbaubetriebe und die gärtneri⸗ 
ſchen Betriebe. In einer Bewertungseinheit ſind als⸗ 
dann Wirtſchaftsgüter verſchiedener Eigentümer ver⸗ 
einigt. Der Geſamtwert iſt zunächſt dem 
Eigentümer des Grund und Bodens als 
dem Eigentümer des Betriebs zuzurechnen. 
Wenn einer der beiden Beteiligten zur Vermögenſteuer 
heranzuziehen iſt, iſt dieſer Geſamtwert $ 30 Abſatz 2 
Satz 3 RBewc gemäß nach der Höhe ihres Miteigen- 
tums auf die Beteiligten aufzuteilen. Der Ge⸗ 
ſamtwert hat inſofern Bedeutung für alle Beteiligten. 
Seine Feſtſtellung muß daher auch hier mit Wirkung 
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für und gegen alle Beteiligten ausgeſtattet jein, ſie 
muß einheitlich vorgenommen werden. 


10. Die örtliche Zuſtändigkeit für die Einheitsbewer⸗ 
tung 

Die örtliche Zuſtändigkeit für die Vor⸗ 
nahme der Einheitsbewertung ergibt ſich aus §S 72 AD. 
Danach iſt für die Einheitsbewertung der land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Betriebe, der Grundſtücke, der Be⸗ 
triebsgrundſtücke und der Gewerbeberechtigungen das 
Belegenheitsfinanzamt und für die Ein⸗ 
heitsbewertung der gewerblichen Betriebe das Be⸗ 
triebs finanzamt zuſtändig. 

Für die Einheitsbewertung des Grundbe⸗ 
ſitzes find an ſämtlichen Finanzämtern Sonder⸗ 
ſtellen, die ſogenannten Bewertungs⸗ 
ſtellen, eingerichtet worden. Den Bewertungsſtellen 
obliegt auch die Veranlagung der Grundſteuermeß⸗ 
beträge und die Feſtſetzung der Beiträge für den 
Reichsnährſtand ſowie die Veranlagung der Grund- 
erwerbſteuer. Die Einheitsbewertung der gewerb⸗ 
lichen Betriebe wird von den Veranla- 
gungsdienſtſtellen vorgenommen. 


11. Der Zeitpunkt der Einheitswertfeſtſtellung 

Die Einheitswertfeſtſtellung ſoll allen an den 
Einheitswert anknüpfenden Steuerveranlagungsver⸗ 
fahren eine fertige Entſcheidung über die Beſteue⸗ 
rungsgrundlagen zur Verfügung ſtellen und zur Ver⸗ 
fügung halten. Dieſem Zweck entſprechend wird die 
Einheitsbewertung grundſätzlich nicht von 
Fall zu Fall, d. h. wenn der Wert gerade ſteuer⸗ 
lich gebraucht wird, ſondern zu beſtimmten, 
geſetzlich feſtgelegten Zeitpunkten mit 
Geltung für beſtimmte Zeiträume vor⸗ 
genommen. 

So erfolgt § 21 Abſatz 1 RBewG gemäß in be⸗ 
ſtimmten Zeitabſtänden eine allgemeine Wert ⸗ 
feſtſtellung der im § 214 AD genannten wirt⸗ 
ſchaftlichen Einheiten und Untereinheiten. Die Zeit⸗ 
abſtände betragen bei Grundbeſitz und bei Gewerbe- 
berechtigungen ſechs Jahre, bei gewerblichen Betrieben 
drei Jahre. Die Zeitabſtände können vom Reichs- 
miniſter der Finanzen verlängert oder verkürzt wer⸗ 
den. Dieſe allgemeine, in beſtimmten Zeitabſtänden 
regelmäßig wiederkehrende Wertfeſtſtellung heißt 
Hauptfeſtſtellung. Sie ſtellt ab auf den 
Hauptfeſtſtellungs zeitpunkt (8 21 Ab- 
ſatz 2 RBewG). Der Hauptfeſtſtellungszeitpunkt liegt 
geſetzlich feſt. $ 79 RBewG in Verbindung mit 8 1 
RBewDB beſtimmt als den erſten Hauptfeſtſtellungs⸗ 
zeitpunkt nach dem Reichsbewertungsgeſetz vom 16. Ok⸗ 
tober 1934 den Beginn des 1. Januar 1935. Jeder 
weitere Hauptfeſtſtellungszeitpunkt ergibt ſich aus dem 
turnusmäßigen Ablauf des im 8 21 Abſatz 1 RBewG 
genannten oder durch eine Verordnung des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen verlängerten oder verkürzten 
Zeitraumes. Die Hauptfeſtſtellung erfaßt alle 
im Haupftfeſtſtellungs zeitpunkt vor ⸗ 
handenen wirtſchaftlichen Einheiten und 
Untereinheiten, ſoweit fie überhaupt ſteuerlich inter- 
eſſieren. Sie erfaßt die Einheiten und Untereinheiten 
indem Zuſtand, in dem ſie ſichim Haupt- 
feſtſtellungs zeitpunkt befinden. 


Wird eine wirtſchaftliche Einheit oder Unterein⸗ 
heit, für die ein Einheitswert feſtzuſtellen iſt, nach 
dem Hauptfeſtſtellungszeitpunkt neu gegründet, 
fo wird § 23 Abſatz 1 Ziffer 1 RBewG gemäß eine 
Nachfeſtſtellung des Einheitswerts vorgenom⸗ 
men. Dasſelbe gilt § 23 Abſatz 1 Ziffer 2 RBewG 
gemäß, wenn eine wirtſchaftliche Einheit oder Unter⸗ 
einheit am Hauptfeſtſtellungszeitpunkt zwar bereits 
beſtand, damals aber ſteuerbefreit war und deshalb 
ſteuerlich nicht intereſſierte. Für ſie muß, wenn die 
Steuerbefreiung wegfällt, eine Nachfeſt⸗ 
ſtellung vorgenommen werden. Die Nachfeſtſtellung 
erfolgt auf den Nachfeſtſtellungs zeitpunkt. 
Nachfeſtſtellungszeitpunkt iſt § 23 Abſatz 2 RBewG 
gemäß im Fall der Neugründung einer wirtſchaft⸗ 
lichen Einheit oder Untereinheit oder im Fall des Auf⸗ 
hörens der Steuerbefreiung infolge Wegfalls der ſach⸗ 
lich⸗rechtlichen Vorausſetzungen der Steuerbefreiung 
der Beginn des Kalenderjahrs, das dem maßgebenden 
Ereignis folgt. Nachfeſtſtellungszeitpunkt in dem Fall, 
daß die Steuerbefreiung infolge Friſtablaufs wegfällt, 
iſt der Beginn des Kalenderjahrs, in dem die Steuer⸗ 
pflicht eintritt. 

Der im Weg der Hauptfeſtſtellung feſtgeſtellte 
Einheitswert ſoll grundſätzlich Geltung behal⸗ 
ten für die ganze Dauer des Hauptfeſt⸗ 
ſtellungszeitraums. Der im Weg der Nach⸗ 
feſtſtellung feſtgeſtellte Einheitswert ſoll grundſätzlich 
Geltung behalten für die Dauer des ab dem Nachfeſt⸗ 
ſtellungszeitpunkt noch laufenden Teils des Hauptfeſt⸗ 
ſtellungszeitraums. 

Treten in dieſem Zeitraum hinſichtlich des Werts, 
der Art oder der Zurechnung der wirtſchaftlichen Ein⸗ 
heit oder Untereinheit, d. h. hinſichtlich der in dem 
Feſtſtellungsbeſcheid enthaltenen Entſcheidungsmerk⸗ 
male, Anderungen ein, ſo wird der Einheitswert 
unter den Vorausſetzungen des § 225 a AO und des 
§ 22 RBewGfortgeſchrieben. An Stelle der im 
8 22 Abſatz 1 RBewG für die Wertfortſchreibung ge- 
nannten Wertgrenzen gelten mit Wirkung vom 
1. Januar 1939 die in der Verordnung zur Anderung 
der Wertgrenzen bei der Wertfortſchreibung der Ein⸗ 
heitswerte und bei der Neuveranlagung der Ver⸗ 
mögenſteuer und Aufbringungsumlage vom 18. Mai 
1939 feſtgeſetzten Wertgrenzen (RGBl. I S. 922, 
NSHBL. 1939 S. 698). Die Fortſchreibung erfolgt nach 
den Verhältniſſen vom Fortſchreibungszeit ⸗ 
punkt. Fortſchreibungszeitpunkt iſt der Beginn des 
Kalenderjahrs, an dem die Anderung vorliegt (8 22 
Abſatz 2 RBewG). Der Fortſchreibungsbeſcheid tritt 
für die Folge an die Stelle der durchdie 
Anderung überholten Einheitswert⸗ 
feſtſtellung. 

Die nach 817 Gr E DB erforderlichen Wertfeſt⸗ 
ſtellungen erfolgen dagegen von Fall zu Fall. 
Dabei wird die Wertfeſtſtellung im Sinn des 8 17 
Abſatz 1 Ziffer 3 GrE DB nicht auf einen Feſtſtellungs⸗ 
zeitpunkt im Sinn der 8$ 21 bis 23 Abſätze 2 RBewG, 
ſondern auf den für die Grunderwerbſteuer maß⸗ 
gebenden Stichtag vorgenommen (Stichtagwert). 


12. Der Einheitswertbeſcheid 


Das Einheitswertverfahren ſchließt ab mit dem 
Feſtſtellungsbeſcheid. Der Feſtſtellungs⸗ 
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beſcheid iſt § 213 Abſatz 2 Satz 2 AO gemäß ſchrift ⸗ 
lich zu erteilen. Er genießt $ 218 Abſatz 1 AO gemäß 
verfahrensrechtlich die Stellung eines 
Steuerbeſcheides. 

Der Jeſtſtellungsbeſcheid iſt ein Spiegelbild 
des Inhalts des Einheitswertver⸗ 
fahrens. Der Inhalt des Einheitswertverfahrens 
ſoll in einem beſonderen Aufſatz behandelt werden. 
Die Merkmale des Feſtſtellungsbeſcheids ſind im 
§216 AO aufgezählt. Außerdem muß der Feſtſtellungs⸗ 
beſcheid, auf den § 218 Abſatz 1 AO gemäß die Vor⸗ 
ſchriften über Steuerbeſcheide Anwendung finden, den 
Anforderungen entſprechen, die 8 211 AO an die 
ſchriftlich zu erteilenden Steuerbeſcheide ſtellt. 


Nach den bezeichneten Vorſchriften muß der Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheid Angaben enthalten: 


1. über den Wert, zu dem die Bewertung der Ein- 
heit oder Untereinheit gekommen iſt ($ 211 Ab⸗ 
ſatz 1 AO), 

2. über die Art der Einheit oder Untereinheit, ſoweit 
es für die Beſteuerung von Bedeutung iſt (8 216 
Abſatz 1 Ziffer 1 Sätze 1 und 2 AD), 

3. über die Zugehörigkeit zu einem gewerblichen 
Betrieb, wenn es ſich um eine Untereinheit handelt 
(8 216 Abſatz 1 Ziffer 1 Satz 3 AO), 

4. über die Zurechnung der Einheit oder Unter- 
einheit an einen beſtimmten Eigentümer ($ 216 
Abſatz 1 Ziffer 2 Satz 1 AO), 

5. über die Aufteilung des Werts und die ein⸗ 
zelnen Beteiligten, wenn an der Einheit 
oder Untereinheit mehrere beteiligt ſind und die 
Feſtſtellung daher einheitlich getroffen iſt (8 216 
Abſatz 1 Ziffer 2 Satz 2 AD). 


Ein Feſtſtellungsbeſcheid, der eine Angabe des 
Werts nicht enthält, iſtungültig. Sind dagegen 
die Angaben über Art und Zurechnung 
unterblieben, ſo iſt der Feſtſtellungsbeſcheid nicht un⸗ 
gültig. Die Feſtſtellungen über Art und Zurechnung 
können $ 216 Abſatz 2 AO gemäß in einem Ergän- 
zungsbeſcheid nachgeholt werden. 


Eine Anderung des Feſtſtellungsbeſcheids oder 
einer der in ihm enthaltenen Feſtſtellungen kann außer 
nach den allgemeinen Möglichkeiten der 
Reichsabgabenordnung zur Abänderung von 
Steuerbeſcheiden, alſo insbeſondere nach 88 92 Abſatz 3, 
94 Abſatz 1 Ziffer 2, 222 AO und 8 1 Abſatz 3 
StAnpch, auch im Weg der Fortſchreibung nach 
§ 225 a AD erfolgen. Hinweis auf Rdỹ⸗Erlaß vom 
18. Mai 1939, RStBl. 1939 S. 698 und RF§H.⸗Urteil 
vom 31. März 1938 III 303/37, RStBl. 1938 S. 601. 


Sodann ſoll der Feſtſtellungsbeſcheid noch die 
Rechtsmittelbelehrung enthalten (8 211 
Abſatz 2 Ziffer 1 AO). Die Vorſchriften über die 
Rechtsmittelfriſt und über die Folgen des Fehlens der 
Rechtsmittelbelehrung ergeben ſich aus § 245 und 
8 246 Abſatz 2 AO. Auch die Mitteilung über 
Grundlagen der Wertfeſtſtellung und 
über die Punkte, in denen von der Vermögenserklä⸗ 
rung des Pflichtigen abgewichen worden iſt, ſoll 
in dem Feſtſtellungsbeſcheid enthalten ſein ($ 211 Ab- 
ſatz 2 Ziffer 2 und 4 AD). Iſt dieſe Mitteilung in 


dem Feſtſtellungsbeſcheid unterblieben, iſt fie $ 256 AO 
gemäß im Rechtsmittelverfahren nachzuholen. Der 
Pflichtige hat einen Anſpruch darauf, zu erfahren, wie 
das Finanzamt zu dem Wert gekommen iſt. Über 
die Frage, inwieweit die Pflicht zur Bewahrung des 
Steuergeheimniſſes dem Finanzamt die Mitteilung 
von Unterlagen der Feſtſtellung verbietet, Hinweis 
auf RFH-Urteile vom 18. Dezember 1935 III A 74/85, 
RSHBL. 1936 S. 275 und vom 26. Auguſt 1936 III A 
42/36, RStBl. 1936 S. 1079. 


Für die geſonderten Wertfeſtſtellungen im Sinn 
des § 17 Grey gilt $ 216 AO nicht (§ 17 Abſatz 2 
EGEDB). Die Feſtſtellungsbeſcheide brauchen ſich in 
dieſen Fällen nur über den Wert und die übrigen im 
8 211 Abſatz 2 AO genannten Merkmale zu verhalten. 
Einer Entſcheidung über Art und Zurechnung bedarf 
es hier nicht. 


13. Die Rechtsmittelfähigkeit des Einheitswert⸗ 
beſcheids 


Soll das Einheitswertverfahren eine fertige Ent⸗ 
ſcheidung über die Beſteuerungsgrundlage liefern, ſo 
müſſen auch alle Streitigkeiten, die ſich zwiſchen 
Steuerpflichtigen und Finanzamt über die zu bewer- 
tenden Einheiten oder Untereinheiten ergeben, auf 
dieſer Verfahrensſtufe endgültig erledigt werden. Die 
Verfahrensſtufe der geſonderten Wertfeſtſtellung 
braucht ihr eigenes Rechtsmittelver⸗ 
fahren. Die Feſtſtellungsbeſcheide müſſen ſelb⸗ 
ſtändig rechtsmittelfähig ſein. § 213 Ab⸗ 
ſatz 2 Satz 3 AO bezeichnet daher die geſonderte Feſt⸗ 
ſtellung als „eine ſelbſtändige (mit Rechtsmitteln 
ſelbſtändig anfechtbare) Entſcheidung“. § 228 AD ge- 
währt demgemäß gegen die Feſtſtellungsbeſcheide das 
Berufungsverfahren mit dem Rechtsmittel⸗ 
zug Einſpruch, Berufung, Rechtsbeſchwerde. 


Wer befugt tft, gegen den Einheitswert⸗ 
beſcheid Rechtsmittel einzulegen, ergibt ſich zunächſt 
aus der allgemeinen Regelung des § 238 AD. Befugt, 
ein Rechtsmittel einzulegen, iſt danach der, gegen den 
der Beſcheid ergangen iſt. Für ſeine Vertretung 
gelten § 102 Abſatz 2 und 8$ 103 bis 110 AD. Stirbt 
jemand, der berechtigt iſt, ein Rechtsmittel einzulegen, 
während eine Rechtsmittelfriſt läuft, bevor er das 
Rechtsmittel eingelegt hat, ſo kann jeder Erbe das 
Rechtsmittel einlegen. 


Eine Beſonderheit für die Perſon 
des Rechtsmittelberechtigten ergibt ſich 
für die Fälle der einheitlichen Feſtſtellung aus 8 219 
Abſatz 1 und aus $ 239 AD. § 219 Abſatz 1 AD ge⸗ 
mäß richtet ſich ein einheitlicher Zeititel- 
lungsbeſcheid im Sinn des 8 215 Abſatz 1 AO 
gegen alle Perſonen, die an der Einheit oder Unter⸗ 
einheit beteiligt ſind. Der einheitliche Beſcheid wird 
aber in der Regel nicht allen Beteiligten zugeſtellt. 
Die Geſellſchafter oder Gemeinſchafter haben dem 
Finanzamt einen im Inland wohnenden Vertreter zu 
benennen, der ermächtigt iſt, für alle Geſellſchafter 
oder Gemeinſchafter die im § 215 AD vorgeſehenen 
Feſtſtellungsbeſcheide, die dazu ergehenden Rechts⸗ 
mittelentſcheidungen und die mit dem Feſtſtellungs⸗ 
oder Rechtsmittelverfahren zuſammenhängenden jon- 
ſtigen Verfügungen und Mitteilungen der Finanz⸗ 
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behörden in Empfang zu nehmen. An dieſen Vertreter 
ſtellt das Finanzamt die Beſcheide zu. Solange die 
Geſellſchafter oder Gemeinſchafter einen ſolchen Ver⸗ 
treter dem Finanzamt nicht benannt haben, ſind die 
Finanzbehörden berechtigt, die Beſcheide und Verfü⸗ 
gungen einem der Geſellſchafter oder Gemeinſchafter 
zugehen zu laſſen mit Wirkung für und gegen alle 
Beteiligten. Auf dieſe Wirkung iſt in dem Beſcheid 
oder in der Verfügung hinzuweiſen. 

8 239 A0 ſchränkt die Rechtsmittelbefugnis der 
Geſellſchafter oder Gemeinſchafter für beſtimmte Fälle 
ein. Die Beſchränkung betrifft die Fälle der Be⸗ 
teiligung mehrerer an einem gewerblichen Betrieb, 
einem Betriebsgrundſtück oder einer betriebszugehö⸗ 
rigen Gewerbeberechtigung. Hier ſind zur Anfechtung 
der Höhe des Einheitswerts, alſo des Geſamtwerts 
der Einheit oder Untereinheit, und der in dem Beſcheid 
enthaltenen Feſtſtellungen über Art und Zurech⸗ 
nung an die Gemeinſchaft nur die zur Ge⸗ 
ſchäfts führung berufenen Geſellſchaf⸗ 
ter oder Gemeinſchafter befugt. Die übrigen Betei⸗ 
ligten können Rechtsmittel nur einlegen, ſoweit es ſich 
darum handelt, wer an dem einheitlich feſtgeſtellten 
Betrag beteiligt iſt und wie der Betrag ſich auf die 
einzelnen Beteiligten verteilt und nur dann, wenn ſie 
ſelbſt durch die Feſtſtellung über dieſe Punkte be⸗ 
rührt ſind. 

Beiſpiel: 

Der Einheitswert einer OSG, an der A, B 
und C beteiligt find, iſt auf 100 000 RM feſtgeſtellt 
worden. In der Aufteilung find 50 000 RM dem A, 
30 000 RM dem B und 20 000 RM dem C zugered)- 
net worden. C, der nicht zur Geſchäftsführung 
berufen iſt (§ 114 Abſatz 2 SGB), legt Einſpruch 
ein mit der Begründung, der Einheitswert von 
100 000 AM ſei zu hoch, im übrigen fer er nicht 
zu zwei Zehnteln, ſondern nur zu einem Zehntel 
beteiligt. Der Einſpruch gegen die Höhe des Ein⸗ 
heitswerts iſt als unzuläſſig zu verwerfen, im 
übrigen iſt ſachlich zu entſcheiden. 


Für land- und forſtwirtſchaftliche Betriebe und für 
Grundſtücke im Sinn des Grundvermögens gilt die 
Einſchränkung nicht. Hier ſind alle Beteiligten un⸗ 
beſchränkt rechtsmittelbefugt. 

Eine weitere Beſonderheit für die Perſon 
des Rechtsmittelberechtigten ergibt ſich für den Fall 
der Rechtsnachfolge in eine bewertete Einheit 
oder Untereinheit aus 8219 Abſatz 2 und § 240 AO. 
8 219 Abſatz 2 AO gemäß richtet ſich ein Einheitswert⸗ 
beſcheid auch gegen den Rechtsnachfolger (einſchließlich 
des Nachfolgers im Beſitz), auf den die Einheit oder 
Untereinheit nach dem Feſtſtellungszeitpunkt über⸗ 
gegangen iſt oder übergeht. Iſt die Rechtsnachfolge 
eingetreten, nachdem der Beſcheid dem Rechtsvorgänger 
bekanntgegeben iſt, ſo wirkt die Bekanntgabe an den 
Rechtsvorgänger auch gegen den Rechtsnachfolger. 

In den Fällen der Rechtsnachfolge wird § 225 a 
Abſatz 1 Ziffer 2 AO gemäß der beſtehende, gegen den 
Rechtsvorgänger feſtgeſtellte Einheitswert auf den 
Rechtsnachfolger fortgeſchrieben. Dabei werden, wenn 
nicht gleichzeitig die Vorausſetzungen der Art- und 
Wertfortſchreibung vorliegen, die Feſtſtellungen über 


Art und Wert aus dem alten, gegen den Rechtsvor⸗ 
gänger gerichteten Beſcheid übernommen. Dieſe beiden 
Feſtſtellungen muß der Rechtsnachfolger gegen ſich 
gelten laſſen. Dieſe Wirkung der Einheitsbewertung 
bezeichnet man als die „dingliche Wirkung“ 
des Feſtſtellungsbeſcheids. 


Aus der dinglichen Wirkung der Art- und Wert⸗ 
feſtſtellung gegenüber dem Rechtsnachfolger folgert, 
daß der Rechtsnachfolger ein Intereſſe an der gegen 
ſeinen Rechtsvorgänger gerichteten Einheitsbewertung 
hat. Dieſem Intereſſe trägt 8 240 AO Rechnung. 
Danach kann auch der Rechtsnachfolger gegen 
den an den Rechtsvorgänger gerichteten Einheitswert⸗ 
beſcheid Rechtsmittel einlegen. Das gilt 
allerdings nur dann, wenn die Rechtsnachfolge ein⸗ 
tritt, während eine Rechtsmittelfriſt läuft. Eine eigene 
Rechtsmittelfriſt wird für den Rechtsnachfolger nicht 
eröffnet. Wegen der Einzelheiten Hinweis auf 
Rö⸗Erlaß vom 20. Mai 1936: „Inwieweit kann der 
Rechtsnachfolger gegen Einheitswertfeſtſtellungen, die 
gegenüber dem Rechtsvorgänger getroffen werden, 
Rechtsmittel einlegen?“, RStBl. 1936 S. 565. Hin⸗ 
weis auch auf NFH-Urteil vom 12. Mai 1938 
III 268/37, RStBl. 1938 S. 529. 


Inwieweit ein Einheitswertbeſcheid ange⸗ 
fochten werden kann, ergibt ſich aus § 231 Abſatz 1 AO. 
Danach kann der Steuerpflichtige einen Einheitswert⸗ 
beſcheid nur deshalb anfechten, weil er ſich durch die 
Höhe der Bewertung oder durch die Entſcheidung über 
die Art oder über die Zurechnung des Gegenſtands 
beſchwert fühlt. Aus dem Wortlaut des § 231 Ab⸗ 
ſatz 1 AO iſt gefolgert worden, daß Einheitswert⸗ 
beſcheide nur wegen zu hoher Bewertung, nicht auch 
wegen zu niedriger Bewertung angefochten werden 
können. Der Reichsfinanzhof hat jedoch auch eine 
Anfechtung mit dem Ziel auf Höher⸗ 
bewertung zugelaſſen, Hinweis auf das Urteil 
vom 20. Oktober 1938 III 148/38, RStBl. 1938 
S. 1155. 


Die ſelbſtändige Rechtsmittelfähigkeit des Ein⸗ 
heitswertbeſcheids hat zur notwendigen Folge, daß 
alle Einwendungen gegen den Inhaltdes 
Einheitswertbeſcheids nur in dem 
Rechtsmittelverfahren gegen dieſen 
Beſcheid vorgebracht werden können. Alle mit der 
Einheitsbewertung zuſammenhängenden Fragen ſollen 
abſchließend im Einheitswertverfahren entſchieden 
werden. Die an den Einheitswert anknüpfenden Feſt⸗ 
ſtellungs⸗, Steuermeß⸗ und Steuerfeſtſetzungsver⸗ 
fahren ſollen nicht mehr mit Dingen der früheren Ver⸗ 
fahrensſtufe belaſtet werden. § 232 Abſatz 2 AO 
ſchreibt vor, daß, wenn einem Steuerbeſcheid — das⸗ 
ſelbe gilt 8 212 a Abſatz 2 AO gemäß für Steuermeß⸗ 
beſcheide — Entſcheidungen zugrunde liegen, die in 
einem Feſtſtellungsbeſcheid getroffen worden ſind, der 
Steuer⸗ oder Steuermeßbeſcheid nicht mit der Be⸗ 
gründung angefochten werden kann, daß die in dem 
Feſtſtellungsbeſcheid getroffenen Entſcheidungen un⸗ 
zutreffend ſeien. Dieſer Einwand ſoll nur in dem 
Rechtsmittelverfahren gegen den Feſtſtellungsbeſcheid 
erhoben werden können. Dasſelbe ſchreibt § 231 Ab⸗ 
ſatz 2 AO vor für das Verhältnis des Einheitswert⸗ 
beſcheids über eine wirtſchaftliche Einheit zu dem Ein⸗ 
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heitswertbeſcheid über eine zugehörige Untereinheit. 
Einwendungen können alſo nur auf der Stufe vor⸗ 
gebracht werden, die für die ſtreitigen Feſtſtellungen 
vorgeſehen iſt. Auf der nächſthöheren Stufe 
kann nur angefochten werden, was in dem Be⸗ 
ſcheid dieſer Stufe neu hinzugekommen iſt. 
Die Entſcheidungen der früheren Stufe können hier 
nicht mehr angefochten werden. 

Beiſpiel: 

A hat einen gewerblichen Betrieb mit einem 
Betriebsgrundſtück. Zunächſt wird ein Einheitswert 
für die Untereinheit Betriebsgrundſtück feſtgeſtellt. 
Will A gegen den Inhalt des hierüber ergehenden 
Beſcheids Einwendungen erheben, muß er das in 
dem Rechtsmittelverfahren tun, das ihm gegen 
dieſen Beſcheid zuſteht. Sodann wird der Einheits⸗ 
wert für den Betrieb feſtgeſtellt. Dabei wird das 
Betriebsgrundſtück mit ſeinem bereits feſtgeſtellten 
Einheitswert angeſetzt (8 218 Abſatz 4 AD, 5 66 
Abſatz 2 RBewcg). In dem Rechtsmittelverfahren, 
das dem A gegen den Einheitswertbeſcheid über den 
Betrieb offenſteht, kann er anfechten die Bewertung 
aller nicht in Betriebsgrundſtücken beſtehenden Wirt⸗ 
ſchaftsgüter, die in die Einheit hineingenommen 
worden ſind, die Artbezeichnung und die Zurechnung 
des Betriebs. Dinge, die mit dem Betriebsgrund⸗ 
ſtück zuſammenhängen, ſind hier nicht mehr anfecht⸗ 
bar. Danach erfolgt die Feſtſetzung des Gewerbe⸗ 
ſteuermeßbetrags und die Feſtſetzung der Ver⸗ 
mögenſteuer mit der Ermittlung des Geſamtver⸗ 
mögens. Dabei wird der Einheitswert des Betriebs 
zugrunde gelegt ($ 12 GewStG, $ 4 StG, 8 73 
R BewG). Gegen den Gewerbeſteuermeßbeſcheid und 
gegen den Vermögenſteuerbeſcheid kann A wiederum 
Rechtsmittel einlegen. Die Dinge, die mit dem 
Wert, der Art und der Zurechnung des Betriebs 
zuſammenhängen, kann er hier jedoch nicht mehr 
anfechten. 


14. Nachſicht bei Verſäumung eines Rechtsmittels 
gegen den Einheitswertbeſcheid 


Es gibt immer wieder Steuerpflichtige, die den 
Einheitswertbeſcheid, obwohl fie mit ſeinen Feſtſtel⸗ 
lungen nicht einverſtanden ſind, zunächſt unangefochten 
laſſen. Erſt wenn ſpäter auf der Grundlage des Ein⸗ 
heitswerts ein Steuer oder Steuermeßbeſcheid ergeht, 
erheben ſie ihre Einwendungen gegen den Inhalt des 
Einheitswertbeſcheids, und zwar gewöhnlich in Ge⸗ 
ſtalt eines Rechtsmittels gegen den Steuer- oder 
Steuermeßbeſcheid. 


Iſt zu dieſer Zeit die Rechtsmittelfriſt bezüglich 
des Einheitswertbeſcheids noch nicht 
verſtrichen, ſo iſt das Rechtsmittel, das gegen den 
Steuerbeſcheid eingelegt wurde, als gegen den 
Einheitswertbeſcheid eingelegt zu be⸗ 
handeln. Die unrichtige Bezeichnung des 
Rechtsmittels ſchadet nicht (§ 249 AO). Wenn 
aber der Einheitswertbeſcheid zu dieſer Zeit bereits 
rechtskräftig iſt, ſo iſt das Rechtsmittel, ſoweit 
es ſich gegen den Inhalt des Einheitswertbeſcheids 
richte, als unzuläſſig zu verwerfen 
(F 252 AO). 


Wegen der Verſäumung der Rechtsmittelfriſt 
gegen einen Einheitswertbeſcheid kann jedoch auch 
Nachſicht gewährt werden. § 86 AO gemäß iſt 
Vorausſetzung dafür, daß der Steuerpflichtige ohne 
ſein Verſchulden verhindert war, die Friſt einzuhalten. 
Die Verwaltungspraxis hat, dem Beiſpiel des Reichs⸗ 
finanzhofs folgend, in der erſten Zeit nach der Ein⸗ 
führung der Einheitsbewertung von dieſer Möglich⸗ 
keit in reichem Maß Gebrauch gemacht. Sie rech⸗ 
nete es dem Steuerpflichtigen nicht zum Verſchulden 
an, wenn er in Verkennung der Bedeutung der 
einzelnen Verfahrensſtufen und der Tragweite der 
Einheitsbewertung die Anfechtung des Einheitswert⸗ 
beſcheids unterließ und ſeine Einwendungen 
gegen den Einheitswertbeſcheid er ſt im Rechtsmittel⸗ 
verfahren gegen den Steuer- oder Steuer⸗ 
meßbeſcheid erhob. Zu einer ſolchen Milde be⸗ 
ſteht heute, nachdem die dargeſtellte Regelung ſeit 
Jahren beſteht, kein Anlaß mehr. Jedenfalls muß 
das für die Steuerpflichtigen gelten, die ſteuerlich 
fachmänniſch beraten werden, die im Wirtſchaftsleben 
ſtehen oder denen ſonſt die Kenntnis dieſer Dinge zu⸗ 
zumuten iſt. Auch der Reichsfinanzhof iſt in der Ge- 
währung von Nachſicht in ſolchen Fällen erheblich 
ſtrenger geworden. So hat er in ſeinem Urteil 
vom 12. Mai 1938 III 311/37, RStBl. 1938 S. 523 die 
Gewährung von Nachſicht abgelehnt in einem Fall, wo 
der Steuerpflichtige gegen einen Einheitswertbeſcheid 
Rechtsmittel nicht eingelegt hatte, weil der Beſcheid 
für die Vermögenſteuer keine Bedeutung hatte und der 
Steuerpflichtige die Auswirkungsmöglichkeiten des 
Beſcheids auf andere Steuerarten nicht erkannt hatte, 


15. Streitwert im Rechtsmittelverfahren gegen den 
Einheitswertbeſcheid 


In jeder Rechtsmittelentſcheidung muß der 
Streitwert feſtgeſetzt werden (§S 318 AD). Der 
Streitwert iſt von Bedeutung für die Frage der Zu- 
läſſigkeit einer Berufungsentſcheidung nach freiem 
Ermeſſen (§ 265 AD), für die Frage der Zuläſſigkeit 
der Rechtsbeſchwerde ($ 286 AD) und für die Koſten⸗ 
berechnung (8 311 Abſatz 2, $ 313 Abſatz 2 AO). 

Für die Feſtſetzung des Streitwerts gilt freies 
Ermeſſen (8 320 Abſatz 4 AO). Der Reichsfinanz- 
hof hat in ſeinem auf Erſuchen des Reichsminiſters 
der Finanzen erſtatteten Gutachten vom 15. Juli 1937 
III D 1/37, RStBl. 1937 S. 907 entſchieden, daß im 
Rechtsmittelverfahren gegen Einheitswertbeſcheide, 
die auf Grund des Reichsbewertungsgeſetzes 1934 er- 
gangen find, der Wert des Streitgegenſtandes bei 
land- und forſtwirtſchaftlichen Be⸗ 
trieben auf 15 v. T., bei ſonſtigem Grund⸗ 
beſitz auf 25 v. T. und bei Betriebsver⸗ 
mögenauf 10 v. T. des ſtreitigen Wertunterſchieds 
feſtzuſetzen ſei. Bei der Bemeſſung dieſer Sätze iſt der 
Reichsfinanzhof von dem Regelfall ausgegangen, 
daß der Einheitswert ſich lediglich auf die Vermögen⸗ 
ſteuer und die Grundſteuer bzw. auf die Vermögen⸗ 
ſteuer und die Gewerbeſteuer auswirkt. Er hält es da⸗ 
her für angebracht, den Streitwert höher feſtzu⸗ 
ſetzen, wenn im Einzelfall von der Entſcheidung außer 
der Vermögenſteuer und der Grundſteuer auch die 
Aufbringungsumlage, die Grunderwerbſteuer, die 
Erbſchaftſteuer oder die Reichsfluchtſteuer abhängt. 
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Anderſeits kann die Feſtſetzung des Streitwerts im 
Einzelfall auch unter den angegebenen Pauſchſätzen 
bleiben. Das kann und muß dann geſchehen, wenn die 
Rechtsmittelentſcheidung ſich nur auf eine Steuer 
auswirkt. So hat der Reichsfinanzhof in ſeinem Urteil 
vom 12. Mai 1938 III 311/37, RStBl. 1938 S. 523 in 


einem Rechtsmittelverfahren über den Einheitswert 
eines gewerblichen Betriebs den Streitwert auf den 
einfachen Jahresbetrag der anſchließenden Gewerbe⸗ 
ſteuer feſtgeſetzt, weil die Entſcheidung nur für die 
Gewerbeſteuer, nicht auch für die Vermögenſteuer Be⸗ 
deutung hatte. 


Steuerliche Pflichten der im Versicherungsgewerbe tätigen 
Personen von Obersteuerinspektor Benning, Lehrer an der Reichsfinanzschule Herrsching 


Inhalt: 


. Einführung, 

. Die Stellung der im Verſicherungsgewerbe 
tätigen Volksgenoſſen, 

. Der Verſicherungsagent, 

. Der Unteragent, 

. Der Generalagent, 

.Der echte Generalagent, 

. Der Generalagent mit gemiſchter Tätigkeit, 


1 09 De 


1. Einführung 

In allen Zweigen der Deutſchen Wirtſchaft iſt ſeit 
der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus 
ein ungeahnter Aufſchwung eingetreten. 

Die Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit und die 
damit zuſammenhängende Verbeſſerung der wirtſchaft⸗ 
lichen Lage weiteſter Volkskreiſe hat ſich auch auf das 
Verſicherungsgeſchäft außerordentlichgünſtig 
ausgewirkt. 

Nach den bisher vorliegenden Veröffentlichungen 
des Statiſtiſchen Reichsamts hat ſich zum Beiſpiel der 
Verſicherungsbeſtand bei den ſtatiſtiſch erfaßten 
Lebensverſicherungsunternehmungen im Altreichs⸗ 
gebiet in den letzten Jahren wie folgt entwickelt: 


Anzahl verſicherte 
der Summen 
Verſicherten (in 1000 RM) 
Ende 1935 24 497 480 17 914 731 
Ende 1936 26 450 605 19 556 078 
Ende 1937 28 509 932 21 844 861. 
Die gleiche Aufwärtsbewegung iſt in allen 


anderen Verſicherungszweigen feſtzuſtellen. 

Welche Bedeutung dem Verſicherungsgewerbe im 
Rahmen der Deutſchen Wirtſchaft zukommt, ergibt ſich 
aus einer Rundfrage des Statiſtiſchen Reichsamts bei 
den wichtigſten Verſicherungsunternehmungen über die 
im Jahr 1938 erzielten Prämieneinnahmen. Danach 
betrugen in dieſem Jahr die Einnahmen an Prämien 
aus allen Verſicherungszweigen über zwei Milliarden 
Reichsmark. 

Durch die günſtige Entwicklung des Verſiche⸗ 
rungsgeſchäfts konnten wieder viele Volksgenoſſen in 
dieſem Zweig der Deutſchen Wirtſchaft Arbeit und 
Brot finden. 


2. Die Stellung der im Verſicherungsgewerbe tätigen 
Volksgenoſſen 
Die Verſicherungsunternehmungen bearbeiten ihre 
Aufgabengebiete nur ſelten ausſchließlich mit ihren 
eigenen Einrichtungen und mit ihren Ange; 
ſtellten. Sie bedienen ſich zur Erlangung und zum 
Abſchluß von Verſicherungen in der Regel des ſelb⸗ 


8. Vertretung mehrerer Verſicherungsgeſellſchaften, 
9. Gelegentliche Abſchluß⸗ und Vermittlungstätigkeit, 
10. Aufgabe der Veranlagung, 

11. Aufgabe der Betriebsprüfung, 


12. n an Verſicherungsagenten und Urkunden⸗ 
teuer, 
13, Schlußbemerkung. 


ſtändigen Vermittlerſtands. Sie über- 
laſſen dabei in vielen Fällen auch die Verwaltung der 
beſtehenden Verſicherungen, die Einziehung der Ver⸗ 
ſicherungsbeiträge (das Inkaſſo) und oft auch den 
Aus⸗ und Aufbau des Außengeſchäfts (Neuwerbe⸗ 
geſchäft) den Vermittlern. 

Anderſeits verwenden Verſicherungsunterneh⸗ 
mungen ihre Angeſtellten zu einem Teil ihrer Arbeits⸗ 
kraft auch im Neu verſicherungsgeſchäft und räumen 
ihnen inſoweit die gleichen Rechte wie den ſelb⸗ 
ſtändigen Vermittlern ein. 

Die mannigfachen Verwendungsmöglichkeiten im 
Verſicherungsgewerbe haben es mit ſich gebracht, daß 
die Beſteuerung der in dieſem Wirtſchaftszweig 
beſchäftigten Volksgenoſſen immer ſchon beſondere 
Schwierigkeiten bereitet hat. 


3. Der Verſicherungsagent 


Der Verſicherungsagent oder Spe⸗ 
zialagent vermittelt oder ſchließt für das von ihm 
vertretene Verſicherungsunternehmen Verſicherungen 
ab. § 84 des Handelsgeſetzbuchs gemäß iſt er Hand⸗ 
lungsagent. Der Verſicherungsagent entfaltet 
mit ſeiner Vermittlungs⸗ und Abſchlußtätigkeit eine 
ſelbſtändige gewerbliche Tätigkeit. 

Die Selbſtändigkeit wird auch dann nicht 
berührt, wenn er die in ſeinem Aufgabengebiet anfal⸗ 
lenden Verſicherungsbeiträge einzieht und die damit 
zuſammenhängenden Handlungen, wie Teilzahlungs⸗ 
bewilligung, Stundung und Schadensregulierung, im 
normalen Umfang vornimmt. Bei der Mitbeſorgung 
dieſer Aufgaben handelt es ſich nicht um eine dem Ver⸗ 
mittlergewerbe fremde, ſondern um eine § 86 des 
Handelsgeſetzbuchs gemäß da zu gehörende Tätigkeit. 

Die Selbſtändigkeit des Verſicherungsagenten 
wird auch nicht durch die Verpflichtung zur An⸗ 
zeige, Abrechnung und dergl., oder dadurch, daß 
er der Aufſicht und Überwachung durch das 
Verſicherungsunternehmen unterliegt, be⸗ 
rührt (RF ⸗Urteile, vom 15. Dezember 1933 — VA 
114/33, RStBl. 1934 S. 1208, und vom 28. September 
1938 VI 601/38, RStBl. 1939 S. 88). 
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8 1 des Handelsgeſetzbuchs gemäß betreibt der 
Verſicherungsagent ein Handelsgewerbe. Er 
iſt Vollkaufmann und verpflichtet Bücher zu 
führen. Er muß ſeine Firma in das Handels- 
regiſter eintragen laſſen. 

Der Verſicherungsagent erhält in der Regel für 
ſeine Tätigkeit Proviſion. Es kann aber auch 
eine andere Art der Entſchädigung vereinbart ſein. 
Auf die Art und Weiſe der Entlohnung kommt es 
nicht an (RFH-Urteil vom 3. November 1933 — 
VA 5701933, RStBl. 1934 S. 1207). 

Der Verſicherungsagent unterliegt der Ein⸗ 
kommenſteuer, der Umſatzſteuer und der 
Gewerbeſteuer. 

Für die Umſatzſteuer iſt gegebenenfalls die 
Befreiungsvorſchrift des § 4 Ziffer 13 des Umſatz⸗ 
ſteuergeſetzes zu beachten (6 000 Reichsmark Frei⸗ 
grenze). 

Für den Fall, daß die Nebentätigkeiten 
(Inkaſſo, Schadenbearbeitungen uſw.) der Verſiche⸗ 
rungsagenten ſo bedeutend ſein ſollten, daß von einer 
dazugehörigen Tätigkeit nicht mehr geſprochen werden 
kann, find die daraus anfallenden Einnahmen ge- 
werbeſteuerfrei. Das iſt dann anzunehmen, wenn die 
Einnahmen aus rein verwaltender Arbeit die übrigen 
Einnahmen überſteigen, oder wenn ſonſtige äußere 
Umſtände, wie unentgeltliche Überlaffung eines Büros 
uſw. durch die Verſicherungsgeſellſchaft zum Zweck der 
Durchführung der Verwaltungsaufgaben, vorliegen 
(NZH-Urteile, vom 28. September 1938 — VI 601/38, 
NESBL. 1939 S. 88 und vom 15. Februar 1939 — VI 
25/39, RStBl. 1939 S. 544). 


4. Der Unteragent 

Die von den Verſicherungsgeſellſchaften unmittel⸗ 
bar betrauten Verſicherungs⸗ oder Spezialagenten be⸗ 
dienen ſich ihrerſeits wieder ſogenannter Unter- 
agenten. 

Auch die Unteragenten ſind Angehörige 
des ſelbſtändigen Vermittlergewerbes. 
Sie bearbeiten in der Regel das Neuwerbegeſchäft 
(Vermittlung und Abſchluß) in einem ihnen von den 
Hauptagenten zugewieſenen Teilbezirk. 

Die von den Unteragenten abgeſchloſſenen Ver⸗ 
ſicherungen werden entweder von dem Hauptagenten 
überprüft und der Verſicherungsgeſellſchaft zugeleitet, 
oder die Verträge werden der Geſellſchaft im Auftrag 
des Hauptagenten unmittelbar überſandt. 

Die Unteragenten können neben ihrer Vermitt- 
lungstätigkeit (Neugeſchäft) auch die Einziehung der 
Verſicherungsbeiträge und die damit zuſammenhängen⸗ 
den Handlungen (Altgeſchäft) für die in ihren Auf- 
gabengebieten bereits beſtehenden Verſicherungen 
übertragen erhalten. 

Die Unteragenten ſind regelmäßig gegenüber dem 
Hauptagenten zur Anzeige und Abrechnung verpflichtet 
und müſſen oft gewiſſe Verwaltungsaufgaben über⸗ 
nehmen. 

Trotz dieſer Einſchränkung iſt der Unteragent 
ſelbſtändig. 

Die Selbſtändigkeit wird auch dadurch nicht be⸗ 
rührt, daß der Hauptagent zunächſt die volle Pro⸗ 
bifton für die von feinen Unteragenten vermittelten 
Neuverſicherungen vereinnahmt und daraus den ver⸗ 


einbarten Proviſionsanteil an den Unteragenten 
weiterleitet. 

Auch der Unteragent iſt Kaufmann. In der 
Regel wird er den Kleingewerbetreibenden zuzurechnen 
und damit Minder kaufmann ſein ($ 4 des Han⸗ 
delsgeſetzbuchs). 

Der Unteragent unterliegt der Einkommenſteuer, 
der Umſatzſteuer und der Gewerbeſteuer. 

Die 6000 Reichsmark Umſatzſteuer⸗Freigrenze 
wird hier öfter vorkommen. 

Dagegen wird die Frage, ob die Nebentätigkeiten 
(Inkaſſo uſw.) über das normale Maß hinausgehen 
und damit eine Beſchränkung der Gewerbeſteuerpflicht 
eintritt, bei dem Unteragenten nur eine unter⸗ 
geordnete Rolle ſpielen (Hinweis auf Ziffer 3 letzter 
Abſatz). 


5. Der Generalagent 
In dem vielgliedrigen Geſchäftsbetrieb des Ver⸗ 


ſicherungsgewerbes werden oft beſtimmte Aufgaben 


der allgemeinen Verwaltung nicht vom Verſicherungs⸗ 
unternehmen ſelbſt ausgeübt, ſondern es wird damit 
eine andere Perſon betraut. Der für einen genau be— 
grenzten Bezirk mit ſolchen Aufgaben Beauftragte iſt 
der Generalagent. 

Der Generalagent führt oft die Bezeichnung 
Oberagent, Drganifationsdireftor. 


Bezirksdirektor oder Verſicherungs⸗ 
direktor. 
Dem Generalagenten iſt meiſtens ein 


weſentlich größerer Bezirk als Aufgaben⸗ 
gebiet von der Verſicherungsgeſellſchaft zugewieſen 
als den Hauptagenten. 

Neben reinen Verwaltungsaufgaben 
kann ihm aber auch die Bearbeitung des Neu⸗ 
werbegeſchäfts in ſeinem Bezirk obliegen. 

Je nach den übertragenen und auch tatſächlich 
ausgeführten Aufgaben wird zwiſchen dem echten 
Generalagenten und dem Generalagen⸗ 
ten mit gemiſchter Tätigkeit unterſchieden. 
Dieſe Unterſcheidung iſt für die Beurteilung der 
ſteuerlichen Pflichten von ausſchlaggebender Bedeu- 
tung. 


6. Der echte Generalagent 

Der echte Generalagent übernimmt für 
einen genau zugewieſenen Bezirk beſtimmte Ver ⸗ 
waltungsaufgaben für das Verſicherungs⸗ 
unternehmen. Er führt aus dieſem Grund auch die 
Bezeichnung Verwaltungsagent. 


Solche Verwaltungsaufgaben ſind: 

a) die Beſtellung, Einrichtung, Anleitung und Über- 
wachung der in dem Bezirk tätigen Hauptagenten; 

b) die allgemeine Werbetätigfeit (Propaganda); 

e) die Feſtſtellung und Regelung von Schadensfällen; 

d) die Einhebung der im Bezirk anfallenden Verſiche⸗ 
rungsbeiträge (Inkaſſo). Dabei iſt es ohne Ein⸗ 
fluß auf die Stellung des Generalagenten, ob er 
oder die Angeſtellten ſeines Büros dieſe Beiträge 
unmittelbar von den Verſicherungsnehmern ein- 
heben oder ob er ſie durch ſeine Hauptagenten oder 
deren Unteragenten einziehen läßt; 
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e) die geſamte ſonſtige Bearbeitung des Altgeſchäfts 
(zum Beiſpiel Bearbeitung von Stundungs⸗ und 
Teilzahlungsgeſuchen, von Beleihungsanträgen) 
und die damit zuſammenhängende Betreuung der 
Verſicherungsnehmer ſeines Bezirks. 

Soweit der Generalagent in ſeinem Aufgaben⸗ 
kreis auf eine rein verwaltende und beauf⸗ 
ſichtigende Tätigkeit beſchränkt bleibt und ſich in 
keiner Weiſe im Neugeſchäft (Vermittlung und 
Abſchluß neuer Verſicherungsverträge) betätigt, iſt er 
Angeſtellter der Geſellſchaft. Er iſt dann ein 
un ſelbſtändiges Glied des Verſicherungsunternehmens 
und als ſolches an deſſen Weiſungen gebunden. 

Für die Unſelbſtändigkeit iſt es ohne Belang, ob 
der Generalagent Gehalt bezieht, oder ob er auf 
Proviſion geſtellt iſt. In dieſem Fall gilt als ſein 
Dienfteinfommen der Überfhuß der Provi⸗ 
ſionseinnahmen über die ihm im Rah⸗ 
men feiner Verwaltungstätigkeit ent⸗ 
ſtehenden Werbungskoſten. Zu dieſen Wer⸗ 
bungskoſten gehören insbeſondere die an die Haupt⸗ 
agenten und Unter agenten zu zahlenden Pro⸗ 
viſionen (RFSH-Urteil vom 3. November 1933 — 
VA 570/33, RStBl. 1934 S. 1207). 

Der echte Generalagent unterliegt mit 
feinem Gehalt (Dienſteinkommen) dem Steuer- 
abzug vom Arbeitslohn. 

Er iſt weder umſatzſteuerpflichtig noch gewerbe⸗ 
ſteuerpflichtig. 


7. Der Generalagent mit gemiſchter Tätigkeit 


Sit der Generalagent neben ſeinen reinen Ver⸗ 
waltungsaufgaben noch berechtigt oder verpflichtet, 
neue Verſicherungen zu vermitteln und abzuſchließen, 
ſo teilt ſich ſeine Tätigkeit. Er wird inſoweit 
ſelbſtändiger Vermittlungsagent. 
Seine Tätigkeit wird in dieſem Fall als gemiſcht be⸗ 
zeichnet, weil er zum Teil ſelbſtändig, zum 
Teil nichtſelbſtändig iſt. 

Es kommt dabei nicht darauf an, welche von den 
Tätigkeiten — die abhängig verwaltende oder die felb- 
ſtändig vermittelnde — überwiegt. 

Gegenſtand der gewerblichen Tätig- 
keit eines Generalagenten mit gemiſchter Tätigkeit 
iſt das Neugeſchäft, nicht die in ſeine Ange⸗ 
ſtelltentätigkeit fallende Bearbeitung der beſtehen⸗ 
den Verſicherungen (Altgeſchäft). Dabei kann 
es keinen Unterſchied begründen, daß er die Vermitt⸗ 
lung und den Abſchluß nicht ſelbſt beſorgt, ſondern 
ſich dazu der Angeſtellten ſeines Büros und der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft oder der Hauptagenten und 
Unteragenten bedient. 

Der Generalagent mit gemiſchter Tätigkeit unter- 
liegt mit ſeinen Einnahmen (Gehalt oder Dienſt⸗ 
einkommen) aus rein verwaltender Tätigkeit 
dem Steuerabzug vom Arbeitslohn. Im 
übrigen iſt er einkommenſteuerpflichtig, umſatzſteuer⸗ 
pflichtig und gewerbeſteuerpflichtig. 

Bezieht ein ſolcher Generalagent für ſeine ge⸗ 
ſamte Tätigkeit Proviſion, ſo bietet eine prak⸗ 
tiſche Handhabe für die im ſteuerlichen Intereſſe not⸗ 
wendige Trennung deſſen, was ihm als ange⸗ 
ſtellten Verwaltungsagenten und was ihm als 
ſelbſtändigen Vermittlungsagenten (Anſchaf⸗ 


fungsagenten) zufließt, die faſt immer von der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft hervorgehobene Unterſcheidung 
zwiſchen Abſchlußproviſion und Verwal⸗ 
tungsproviſion (Inkaſſoproviſion). Grundlage 
für die Ermittlung des lediglich dem Steuerabzug 
vom Arbeitslohn unterworfenen Dienſteinkommens 
bildet in dieſem Fall die Verwaltungs- 
proviſion. a 

Scheidet die Verſicherungsgeſellſchaft 
die für die gemiſchte Tätigkeit ausbezahlten Pro⸗ 
bifionen nicht aus, fo muß die Zerlegung durch das 
Finanzamt vorgenommen werden. Wie dieſe im 
einzelnen, gegebenenfalls ſchätzungsweiſe, erfolgen 
muß, um ein annähernd richtiges Bild zu erzielen, iſt 
Sache der tatſächlichen Feſtſtellung. Eine 
zutreffende Berechnungsgrundlage bieten in jedem 
Fall die Summe der Verſicherungsbeiträge im Bezirk 
des Generalagenten und der vertraglich feſtgeſetzte 
Hundertſatz der Verwaltungsproviſion. 


Für die Umſatzſteuerpflicht der Ab⸗ 
ſchlußproviſion des Generalagenten iſt 
beſonders zu beachten, daß die ganzen Abſchlußprovi⸗ 
ſionen für die in dem Bezirk des Generalagenten ab⸗ 
geſchloſſenen Verſicherungen bei dieſem umſatzſteuer⸗ 
pflichtig find. Dem ſteht nicht entgegen, daß der felb- 
ſtändige Hauptagent oder Unteragent den auf ihn 
entfallenden Teil der Proviſion auch ſeinerſeits 
zu verſteuern hat, wenn der Generalagent die volle 
Proviſion für ſeine Rechnung vereinnahmt und für 
die Auszahlung des Teils an den Hauptagenten oder 
Unteragenten die Gefahr trägt. Es iſt auch ohne Ein- 
fluß, wenn dieſer Teil durch das Verſicherungs ; 
unternehmen ſelbſt errechnet und feſtgeſtellt 
wird. Dieſer Teil wird dadurch beim Generalagenten, 
an den ſich der Hauptagent oder Unteragent zu halten 
hat, nicht zum durchlaufenden Poſten. 


8. Vertretung mehrerer Verſicherungsgeſellſchaften 


Sehr oft vertreten Verſicherungsagenten meh ⸗ 
rere Geſellſchaften, die entweder verſchiedene oder 
zum Teil die gleichen Zweige des Verſicherungs⸗ 
geſchäfts pflegen. 

In dieſem Fall iſt beſonders wichtig, daß feit- 
geſtellt wird, wie ſich die Zuweiſungen der Verſiche⸗ 
rungsanträge an die verſchiedenen Geſellſchaften mit 
dem gleichen Verſicherungszweig vollziehen. Der 
Ric hat dazu im Urteil vom 3. November 1933 V A 
570/33, RStBl. 1934 S. 1207 ausgeführt: 


„Steht die Zuweiſung an die eine oder andere 
Geſellſchaft im Ermeſſen der Beſchwerdeführerin 
(Verſicherungsagent), ſo wird man ſie für ihre 
Tätigkeit in dieſen Verſicherungszweigen als felb- 
ſtändige Gewerbetreibende auch dann anſehen 
müſſen, wenn ihre Tätigkeit für die einzelnen Ge⸗ 
ſellſchaften dieſes Verſicherungszweiges an ſich aus⸗ 
ſchließlich verwaltender Art ſein ſollte. Eine ſolche 
Selbſtändigkeit der Beſchwerdeführerin (Verſiche⸗ 
rungsagent) wäre insbeſondere auch dann anzu⸗ 
nehmen, wenn ſie es in der Hand hat, unter den 
gleiche Verſicherungszweige pflegenden Geſellſchaften 
das Geſchäft einzelner Geſellſchaften durch ſtärkeren 
Einſatz von Agenten zu beleben. Sind jedoch Ab⸗ 
machungen darüber getroffen, in welcher Weiſe 
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gleichartige Verſicherungsanträge auf die verſchie⸗ 
denen den betreffenden Verſicherungszweig betrei⸗ 
benden Geſellſchaften zu verteilen ſind, ſo daß ein⸗ 
ander widerſtreitende Anweiſungen konkurrierender 
Verſicherungsfirmen ausgeſchloſſen ſind, ſo wird die 
Möglichkeit eines gleichzeitigen Angeſtelltenverhält⸗ 
niſſes auch gegenüber mehreren Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften desſelben Verſicherungszweigs nicht grund⸗ 
ſätzlich zu verneinen fein (vgl. Urt. d. erk. Sen. vom 
27. Januar 1923 Slg. Bd. 11 S. 265). Unter der 
Vorausſetzung, daß die Anträge für einen von 
mehreren Verſicherungsgeſellſchaften betriebenen 
Verſicherungszweig ausſchließlich von den beſon⸗ 
deren Spezialagenten herangebracht werden, die von 
den Verſicherungsgeſellſchaften damit betraut ſind, 
könnte eine ſolche Abmachung ſchon darin erblickt 
werden, wenn die Beſchwerdeführerin (Verſiche— 
rungsagent) verpflichtet iſt, nur mit der Geſellſchaft 
abzuſchließen, die den Agenten betraut hat. 

Sofern entſprechende Abmachungen getroffen 
find oder ſoweit die Beſchwerdeführerin (Verſiche⸗ 
rungsagent) in einem Verſicherungszweig nur für 
eine Geſellſchaft tätig iſt, kommt es dann noch auf 
die weitere Feſtſtellung an, ob die Beſchwerde⸗ 
führerin (Verſicherungsagent) für die einzelnen 
Geſellſchaften eine abhängig verwaltende, eine jelb- 
ſtändig vermittelnde oder eine gemiſchte Tätigkeit 
ausübt.“ 


9. Gelegentliche Abſchluß⸗ und Vermittlungstätigkeit 


Die Büroangeſtellten von Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften vermitteln gelegentlich Neuverſiche⸗ 
rungsverträge. Sie erhalten dafür von ihrem 
Arbeitgeber Proviſion. Die Tätigkeit dieſer An- 
geſtellten gilt als nicht ſelbſtändig. Solche ge- 
legentliche Proviſionseinnahmen unterliegen wie das 
Angeſtelltengehalt dem Steuerabzug vom Ar- 
beitslohn (Hinweis auf NFH-Urteil vom 22. DE 
tober 1931 — VI A 898/81, R Stel. 1931 S. 953). 

Alle übrigen Proviſionen, die von Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften an andere Perſonen als ihre Angeſtellten 
für einmalige oder gelegentliche Vermittlertätigkeit 
vergütet werden, gelten bei dem Empfänger § 22 Ab⸗ 
ſatz Z EStG gemäß als ſonſtige Einkünfte. Solche 
Einkünfte ſind nicht ſteuerpflichtig, wenn ſie weniger 
als 300 Reichsmark im Kalenderjahr betragen haben. 


10. Aufgabe der Veranlagung 


Bei der uneinheitlichen Bezeichnung 
der im Verſicherungsgewerbe tätigen Volksgenoſſen 
muß die Veranlagungſtelle in allen Fällen den mit 
dem Verſicherungsunternehmen geſchloſſenen Agen- 
ten⸗Vertrag (Proviſions⸗Revers) ver⸗ 
langen. Geht aus einem Vertrag hervor, daß der 
Agent oder wie er ſonſt bezeichnet iſt, gleichzeitig die 
beauffichtigende Tätigkeit eines Verwaltungs⸗ 
agenten und die geſchäftsvermittelnde Tätigkeit eines 
Anſchaffung s agenten ausübt oder ausüben kann, 
ſo liegt eine gemiſchte Tätigkeit mit den ent⸗ 
ſprechenden ſteuerlichen Auswirkungen vor. 

Sollte der Verſicherungsvertreter einen Vertrag 
nicht vorlegen oder das Vorhandenſein vertraglicher 
Abmachungen verneinen, iſt mit den Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften in Verbindung zu treten. 


Wichtig iſt ſtets, zu prüfen, ob der Verſicherungs⸗ 
vertreter gegenüber einer Geſellſchaft oder gegen⸗ 
über mehreren Geſellſchaften tätig wird. 


11. Aufgabe der Betriebsprüfung 


Die Betriebsprüfung hat die praktiſche 
Auswirkung der beſtehenden Verträge zu über- 
prüfen. Sie hat insbeſondere bei allen Steuerpflich- 
tigen, die als echte Generalagenten auftreten, ein⸗ 
gehend zu unterſuchen, ob ſich deren Tätigkeit auch 
tatſächlich auf die rein verwaltende und 
abhängige beſchränkt. Es wird ſich dabei trotz 
anderslautender vertraglicher Abmachungen oft heraus⸗ 
ſtellen, daß eine gemischte Tätigkeit vorliegt. Die 
Steuerpflichtigen ſind ſich in dieſen Fällen über ihre 
Steuerpflichten oft im unklaren. 


Bei der Prüfung von Verſicherungsgeſellſchaften, 
Generalagenten und Hauptagenten ſind über die feſt⸗ 
geſetzten und vergüteten Verwaltungs- und Vermitt⸗ 
lungsproviſionen in allen Fällen Kontrollmit⸗ 
teilungen auszufertigen. Ein beſonderes Augen⸗ 
merk iſt dabei auf die an ſogenannte Gèlegen⸗ 
heitsvermittler bezahlten Proviſionen zu 
richten. 


12. Vollmachten an Verſicherungsagenten und Urkun⸗ 

denſteuer 

Es iſt üblich, daß die Verſicherungsunternehmun⸗ 
gen ihre Agenten und Generalagenten mit Rückſicht 
auf das beſtehende Vertragsverhältnis zum Abſchluß 
von Verſicherungen und auch zur Wahrnehmung 
ſonſtiger Intereſſen aus Verſicherungsverträgen be⸗ 
vollmächtigen. Solche Vollmachten find § 27 des 
Urkundenſteuergeſetzes gemäß urkundenſteuer⸗ 
pflichtig. Sie werden mit Rückficht auf das 
zwiſchen dem Vollmachtgeber und dem Bevollmäch⸗ 
tigten beſtehende Dienſtverhältnis erteilt. Aus dieſem 
Grund kommt dafür 8 27 Abſatz 5 des Urkundenſteuer⸗ 
geſetzes gemäß die ermäßigte Urkundenſteuer von 
% vom Tauſend (höchſtens 100 RM) in Betracht (Hin⸗ 
weis auf Rd ⸗Erlaß vom 1. Mai 1938 — S 5800 — 
50 III, RStBl. 1938 S. 490). 


13. Schlußbemerkung 


Wohl in keinem Zweig der Wirtſchaft beſteht ſo 
viel Unklarheit über die Steuerpflichten wie bei den 
im Verſicherungsgewerbe beidäftigten 
Volksgenoſſen. Das iſt auf die verſchiedenartigen 
Berufsbezeichnungen und auf die oft ungenauen und 
unvollſtändigen Vertragsabmachungen mit den im 
Verſicherungsgeſchäft arbeitenden Volksgenoſſen zurück⸗ 
zuführen. 

Dieſe Unſicherheiten zu beſeitigen und damit auch 
die Steuerpflichten dieſer Volksgenoſſen klar zu legen, 
wäre eine dankbare Aufgabe für die beteiligten Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe. 

Durch Schaffung einheitlicher Berufs⸗ 
bezeichnungen und gleichzeitige Feſtlegung 
der Berufsaufgaben und der damit verbun⸗ 
denen ſteuerlichen Pflichten könnte das erreicht werden. 

Dadurch würde den Finanzämtern viel Arbeit 
erſpart bleiben, und die ſteuerlichen Pflichten der Be⸗ 
troffenen würden einfach und klar werden. 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


Zum Steuergutscheinverfahren 


1. Deutſche Reichsanleiheablöſungsſchuld mit Aus⸗ 
loſungsrechten 


Auf Grund von § 3 Abſatz 6 NF iſt vom Geſamt⸗ 
betrag der Steuergutſcheine J der Betrag abzuziehen, 
um den ſich der Nennbetrag des Beſtands an 
Reichsanleihen uſw. während des Wirtſchaftsjahrs ver⸗ 
mindert hat. Zu den Reichsanleihen gehört auch die 
Deutſche Reichsanleiheablöſungsſchuld 
mit Ausloſungsrechten. Bei dieſer Anleihe 
beträgt der Nennbetrag nur ein Fünftel des Rück⸗ 
zahlungsbetrags. Der Rückzahlungsbetrag erhöht ſich 
bei der Ausloſung noch um die angeſammelten Zin⸗ 
ſen. Der Kurs wird in vom Hundert des Rück⸗ 
zahlungs betrags, alſo des fünffachen Nenn⸗ 
betrags, notiert. Er ſtellt ſich zur Zeit auf etwa 
132 v. H. 

Bei den ſonſtigen Anleihen des Reichs weicht 
der Nennwert nur un weſentlich vom Kurswert und 
vom Einlöſungswert ab. Bei der Reichsanleihe⸗ 
ablöſungsſchuld mit Ausloſungsrechten iſt das nicht 
der Fall. Der Reichsminiſter der Finanzen hat deshalb 
angeordnet, daß bei dieſer Anleihe an die Stelle des 
Nennbetrags der Wert tritt, der ſich aus dem amt⸗ 
lichen Berliner Börſenkurs zu Beginn des Zeitraums 
ergibt, innerhalb deſſen eine Verminderung des An⸗ 
leihebeſitzes ſchädlich iſt. Wurde an dieſem Tag ein 
amtlicher Berliner Kurs nicht feſtgeſetzt, dann iſt der 
letzte amtliche Berliner Kurs vor dieſem Tag maß⸗ 
gebend. 


2. Kompenſationsgeſchäfte 


Mit Genehmigung der Deviſenſtelle werden Kom⸗ 
penſationsgeſchäfte zwiſchen Importeuren und Ex⸗ 
porteuren auf der folgenden Grundlage abgeſchloſſen: 
Der Exporteur hat aus der Lieferung eines Deut⸗ 
ſchen Erzeugniſſes in das Ausland eine Forderung 
an den ausländiſchen Unternehmer A. Dieſe 
Forderung wird von dem Exporteur an einen in⸗ 
ländiſchen Importeur abgetreten, der ſeiner⸗ 
ſeits für ausländiſche Erzeugniſſe, die in das Inland 
eingeführt worden find, eine Schuld an den aus 
ländiſchen Unternehmer B hat. Der Importeur 
bezahlt mit der Forderung an den ausländiſchen 
Unternehmer A den ausländischen Unternehmer B. 
Der Exporteur erhält den Gegenwert für die ab- 
getretene Forderung an den Ausländer A von dem 
Importeur in Reichsmark. 


Wenn der inländiſche Unternehmer 
A im Reichsgebiet keine Betriebſtätte hat, was in der 
Regel der Fall ſein wird, dann hätte er den Exporteur 
nicht in Steuergutſcheinen bezahlen können (8 10 
Abſatz 2 NFDVO) Der Importeur muß daher 
den Exporteur ebenfalls vollin Geld bezahlen. Bei 
dem Importeur kann nicht nachträglich die Berechti⸗ 
tigung entſtehen, für die an ihn abgetretene Forde⸗ 
rung, die nicht ſteuergutſcheinfähig iſt, den 
Exporteur in Steuergutſcheinen zu bezahlen. Es iſt 
immer darauf abzuſtellen, ob aus dem Lieferungs- 
und Leiſtungsgeſchäft ſelbſt eine Berechtigung zur 
Bezahlung in Steuergutſcheinen erwachſen iſt. 


3. Bezahlung in Steuergutſcheinen an inländiſche 
Agenturen ausländiſcher Reedereien 


Deutſche Reedereien unterhalten oft in 
Zuſammenarbeit mit ausländiſchen Reedereien 
gegenſeitige Agenturverhältniſſe. Danach 
ſind die Deutſchen Reedereien berechtigt, für die von 
ihnen vertretenen ausländiſchen Reedereien Trans⸗ 
portverträge abzuſchließen, Zahlungen entgegenzu⸗ 
nehmen und Zahlungen für Rechnung der ausländi- 
ſchen Reedereien im Inland zu leiſten. 

Wenn die inländiſche Reederei dabei 
für Rechnung der ausländiſchen Reederei nach außen 
im eigenen Namen handelt, ſo ſind für die 
Leiſtungen derausländiſchen Reederei Steuer- 
gutſcheine in Zahlung zu nehmen. Die in- 
ländiſche Reederei iſt in Fällen dieſer Art Kom⸗ 
miſſionär und hat im Bereich des Neuen Finanz⸗ 
plans ebenſo wie im Umſatzſteuerrecht die Stellung 
eines Eigenhändlers. 

Die Verpflichtung zur Entgegennahme von 
Steuergutſcheinen für Rechnung der auslän⸗ 
diſchen Reederei beſteht auch, wenn die inländiſche 
Reederei im Namen der ausländiſchen 
Reederei handelt, alſo als Agent auftritt. Die 
ausländiſche Reederei hat durch den Agentur⸗ 
vertrag die inländiſche Reederei zu ihrem ſtändigen 
Vertreter beſtellt und damit regelmäßig eine 
Betriebſtätte im Inland begründet (§ 10 
Abſatz 1 NF DW O). 


4. Plakatinſtitute von Gemeindeverwaltungen 

Plakatinſtitute von Gemeindeverwaltungen ſind 
regelmäßig Betriebe gewerblicher Art von 
Körperſchaften öffentlichen Rechts (8 1 Abſatz 1 
Ziffer 6 KStG, § 1 der Erſten KSt DO). Sie find 
daher gewerbliche Unternehmer im Sinn 
des Neuen Finanzplans und zur Annahme von 
Steuergutſcheinen an Zahlungs Statt ver ⸗ 
pflichtet. 


5. Kaſein nicht ſteuergutſcheinfähig 

Kaſein gehört zu den auf Grund von 8 7 
Ziffer 2 der Zweiten NF DVO nicht ſteuergutſchein⸗ 
fähigen Milcherzeugniſſen. Bus. 


Steuergeupme Il bei Wiederverheicatung 
geschiedener Ehegatten 


§ 32 Abſatz 3 Ziffer 1a EStG 1939 gemäß fallen 
verheiratete Perſonen, aus deren Ehe bis zum Ende 
des Veranlagungszeitraums ein Kind nicht hervor⸗ 
gegangen iſt, obwohl die Ehe länger als fünf volle 
Kalenderjahre beſtanden hat, in die Steuergruppe II. 
Es find Zweifel darüber aufgetreten, welche Bedeu⸗ 
tung dieſer Vorſchrift im Fall der Wiederver⸗ 
heiratung geſchiedener Ehegatten zukommt. 
Beiſpiel: 
A und B haben im Jahr 1930 geheiratet. Im 
Lauf des Jahrs 1936 iſt ihre Ehe geſchieden wor⸗ 
den. Im Jahr 1937 haben A und B erneut ge⸗ 
heiratet. Kinder ſind weder aus der erſten Ehe noch 
aus der zweiten Ehe hervorgegangen. 
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Die zweite Ehe beſteht in dieſem Fall noch nicht 
länger als fünf volle Kalenderjahre. Das iſt für die 
Entſcheidung ausſchlaggebend. Die Ehegatten fallen 
in die Steuergruppe III. Der Umſtand, daß die Ehe 
länger als volle acht Kalenderjahre beſtanden hätte, 
wenn die Ehegatten nicht geſchieden worden wären, 
kann die Entſcheidung nicht beeinfluſſen. Die Fünf⸗ 
jahresfriſt des $ 32 Abſatz 3 Ziffer 1a EStG 1939 
beginnt alſo bei der Wiederverheiratung eines Steuer⸗ 
pflichtigen mit ſeiner geſchiedenen Ehefrau grundſätz⸗ 
lich neu zu laufen. 

Eine andere Beurteilung des Tatbeſtands wäre 
dann gerechtfertigt, wenn ſich die Scheidung und 
Wiederverheiratung der Ehegatten unter der Herr⸗ 
ſchaft des Einkommenſteuergeſetzes 1939 als ein 
Mißbrauch von Formen und Geſtaltungsmöglich⸗ 
keiten des bürgerlichen Rechts zwecks Minderung der 


Steuerpflicht darſtellen würde (Hinweis auf 8 6 
St AnpG). O. 


Kinderermäßigung für PPlegekinder 

Auf Grund des Reichsjugendwohlfahrtsgeſetzes 
werden jährlich Tauſende von Kindern durch Vermitt- 
lung der Jugendämter in Pflegeſtellen unter- 
gebracht. Es handelt ſich dabei größtenteils um un⸗ 
eheliche Kinder und Kinder aus zerrütteten 
Ehen. Die Eltern, die ſolche Kinder aufnehmen, er- 
halten dafür in der Regel Pflegegeld. Die 
Pflegeſätze ſind örtlich verſchieden. Es kann 
jemand auch mehrere Kinder aufnehmen. Manche 
Frauen, z. B. frühere Kindergärtnerinnen, nehmen 
regelmäßig mehrere Kinder zu ſich in Pflege und ver⸗ 
dienen ſich ſo ihren Lebensunterhalt. Solche Pflege⸗ 
ſtellen werden auch „Pflegeneſter“ genannt. Das 
Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz ſpricht bei dieſen Kin⸗ 
dern von Pflegekindern, die von Pflege- 
eltern aufgenommen werden. 

Es taucht immer wieder die Frage auf, ob 
Steuerpflichtigen für dieſe „Pflegekinder“ Kinder- 
ermäßigung zuſteht oder auf Antrag gewährt 
werden kann (8 32 EStG 1939 in Verbindung mit 
§ 10 Ziffer 6 StAnp®). 

Das Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz (§S 19) ver⸗ 
ſteht z. B. unter Pflegekindern nur Kinder unter 
14 Jahren, wenn ſie „ſich dauernd oder nur für 
einen Teil des Tags, jedoch regelmäßig, in fremder 
Pflege befinden, es ſei denn, daß von vornherein feſt⸗ 
ſteht, daß ſie un entgeltlich in vorübergehende Bewah⸗ 
rung genommen werden“. Insbeſondere Kinder, die 
entgeltlich, gewerbsmäßig odergewohn- 
heitsmäßig in Pflege genommen werden, ſind 
Pflegekinder im Sinn des Reichsjugendwohlfahrts⸗ 
geſetzes. 

Im Einkommenſteuergeſetz ergibt ſich aus der 
Gleichſtellung der Pflegekinder mit den leiblichen 
Kindern und Adoptivkindern, daß ein Pflegekindſchafts⸗ 
verhältnis nur dann angenommen werden kann, wenn 
ein Kind wie ein leibliches Kind der Pflege⸗ 
eltern gehalten wird. Es muß ſich bei dem Pflege⸗ 
kindſchaftsverhältnis um ein familienartiges, 
auf die Dauer berechnetes und auf ſitt⸗ 
licher Grundlage beruhendes Band handeln 
(Hinweis auf die eingehenden Ausführungen von 


Regierungsrat Dr. Oermann, Ausgewählte Fragen 
aus dem Einkommenſteuerrecht in der Deutſchen 
Steuer⸗Zeitung 1939 S. 537, BA S. 501). 


Bei der Aufnahme von Pflegekindern im Sinn 
des Reichsjugendwohlfahrtsgeſetzes 
kann daher nach einer Entſcheidung des Reichsminiſters 
der Finanzen in der Regel ein Pflegekindſchaftsver⸗ 
hältnis im Sinn des Einkommenſteuergeſetzes nicht 
angenommen werden. Die Steuerpflichtigen haben 
keinen Anſpruch auf Kinderermäßigung. 

In einzelnen Fällen werden Pflegekinder im 
Sinn des Reichsjugendwohlfahrtsgeſetzes mit Aus⸗ 
ſicht auf Adoption in Pflege genommen. Das 
Pflegekindſchaftsverhältnis iſt dann die Vorbereitung 
für die Adoption. In Fällen dieſer Art kann von 
einem Pflegekindſchaftsverhältnis im Sinn des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes geſprochen werden. Zahlungen, 
die vom Jugendamt geleiſtet werden, ſind dabei un⸗ 
ſchädlich, da Beiträge, die von dritter Seite geleiſtet 
werden, die Annahme eines Pflegekindſchaftsverhält⸗ 
niſſes nicht hindern. 

Pflegekinder im Sinn des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes werden auch regelmäßig ſolche Kinder ſein, 
die dauernd in unentgeltliche Pflege ge⸗ 
nommen werden. 

Darüber hinaus ſind Fälle denkbar, in denen ſich 
aus dem zunächſt loſen Verhältnis ein echtes 
Pflegekindſchaftsverhältnis entwickelt. Es ſind dann 
Pflegekinder im Sinn des Einkommenſteuergeſetzes 
anzunehmen, für die dem Steuerpflichtigen Kinder- 
ermäßigung zuſteht oder auf Antrag gewährt wer⸗ 
den kann. Stg. 


Zaulerouisionen bei Ermittlung des 
Einkommens und des Gewerbeertcags 


Es herrſcht oft Unklarheit über die Frage, ob und 
inwieweit die für Bankkredite gezahlten Proviſions⸗ 
beträge bei der Einkommensermittlung abzugsfähig 
find. Der Reichsfinanzhof hat am 15. März 1939 
(RStBl. 1939 S. 758) entſchieden, daß der Steuer- 
pflichtige bei der Einkommenſteuer außer den 
an eine Bank zu zahlenden Schuldzinſen auch die 
Kreditproviſion, die Bereitſtellungs⸗ 
proviſion und die Um ſatzproviſion als 
Betriebsausgaben abziehen kann. Schuld⸗ 
zinſen ſtellen das laufende oder einmalige Entgelt 
an den Gläubiger für die überlaſſung des Kapitals 
dar. Es kommt nicht darauf an, welche Bezeich ; 
nung Gläubiger und Schuldner für die einzelnen 
Leiſtungen wählen. Wirtſchaftlich ſtehen die 
Kreditproviſion, die Bereitſtellungsproviſion und die 
Umſatzproviſion den Schuldzinſen gleich. 

Das gleiche gilt nach einer weiteren Entſcheidung 
des Reichsfinanzhofs vom 5. April 1939 (RStBl. 1939 
S. 762) für die Gewerbeſteuer. Soweit 
der Bankkredit wirtſchaftlich Dauerſchulden 
darſtellt, müſſen hier alſo die Proviſionsbeträge eben- 
fo wie die eigentlichen Schuldzinſen dem Ge- 
werbeertrag hinzugerechnet werden. Um⸗ 
gekehrt brauchen Proviſionszahlungen, ſoweit ſie 
nicht mit den Dauerſchulden zuſammenhängen, dem 
Gewerbeertrag nicht hinzugerechnet werden. By. 


| Wirtſchaftlicher Beobachter 


Geld, Kredit und àpfentliclie Finanzen 

Günftiger Rücklagenſtand bei den Gemeinden. 
Nach Mitteilung der Zeitſchrift „Deutſche Volkswirt⸗ 
ſchaft“ hat die Rücklagenbildung bei den Gemeinden 
in den letzten Jahren gute Fortſchritte gemacht. Ende 
März 1939 haben die Rücklagen der Gemeinden einen 
Betrag von etwa 2,1 Milliarden Reichsmark erreicht. 


Vierfahresplan 

Beauftragter für die Leiſtungsſteigerung im 
SKohlenberabau. Der Beauftragte für den 
Vierjahresplan hat den Reichsamtsleiter 
Paul Walter zum Beauftragten für die Lei⸗ 
ſtungsſteigerung im Kohlenbergbau ernannt. Haupt⸗ 
aufgabe des Beauftragten iſt die Bereitſtellung von 
weiteren Arbeitskräften, da eine Mehrförderung von 
Kohle für die Fortführung der großen nationalen 
Aufgaben unbedingt erforderlich geworden iſt. 


Typenbeſchränkung für Rundfunkgeräte. Der zur 
Vereinheitlichung der techniſchen Nachrichtenmittel ein- 
geſetzte Sonderbeauftragte, Generalmajor Fell- 
giebel, hat die erſten allgemeinen Richtlinien für 
die Typenbeſchränkung für Rundfunkgeräte bekannt⸗ 
gegeben. Danach ſind für den Bau von Rundfunk⸗ 
geräten höchſtens zwölf Induſtrie-Arbeitsgemeinſchaf⸗ 


ten vorgeſehen. Jede derartige Arbeitsgemeinſchaft 
baut in Zukunft nur gleiche Rundfunkgeräte⸗Typen 
Die Geräte ſind möglichſt als Wechſelſtromgeräte mit 
Wechſelrichter oder als Allſtromgeräte zu entwickeln. 
Es werden nur noch beſtimmte Empfänger⸗Typen 
hergeſtellt werden. Die näheren Anweiſungen auf 
Grund dieſer Forderungen werden an die Induſtrie 
durch das Reichswirtſchaftsminiſterium im Einver— 
nehmen mit dem Sonderbeauftragten bekanntgegeben 
werden. 

Verlängerung der Marktregelung für Raſier⸗ 
klingen. Der Reichswirtſchafsminiſter hat 
durch eine Vierte Verordnung vom 28. Juli 
1939 die Geltungsdauer der Verordnung über eine 
Marktregelung für Raſierklingen vom 29. Juli 1936 
in der Faſſung der Verordnung vom 29. Juli 1938 bis 
zum 31. Dezember 1939 verlängert. 


Industeie 
Großdeutſchlands Mineralöleinfuhr von Januar 
bis Juni 1939. Entwicklung in Millionen Tonnen: 
Januar bis Juni 1938. 2,29 
Januar bis Juni 1939. 22 
Der Wert der von Januar bis Juni 1939 einge⸗ 
führten Mineralöle betrug 131,5 Millionen Reichs⸗ 
mark. Wichtigſtes Bezugsland von Mineralöl iſt 
Venezuela. Mexiko, Rumänien und die Vereinigten 


Einnahmen, Ausgaben und Vermögen der Sozialverſicherung im Jahr 1938. Nach Mitteilung von 


„Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für Einnahmen, 


Ausgaben und Vermögen der Sozialverſicherung, 


ohne Arbeitsloſenverſicherung, das folgende Bild in Millionen Reichsmark: 


Einnahmen 


davon 


m Geſamt⸗ 
einnah⸗ 
men 


Reichs⸗ 
mittel 


Reichsgeſetzliche Kranken⸗ 
verſicherung 


1937 SRNR, BIER 16600 | 16124 * 

1938 N is ee 1796.6 1739.3 = 
Unfallverſicherung 

D e 422,2 389,0 — 

19338 „Er Ar 430,0 396 0 — 
Invalidenverſicherung 

193% eee 17165 | 11605 437,8 

1938 n EI 2 083,5 132,4 484,1 
Angeſtelltenverſicherung 

i re 671.4 457.0 — 

88 re 846,7 526 0 — 
Knappſchaftliche Penſions⸗ 
verſicherung 

VB. 259.5 157.9 78.7 

SP ˙ . 323.5 146,3 97,8 
Zuſammen 

1937. ne Ph ir 472986 | 3 776,8 516,5 

1938, „ 5 480,3] 4 110,0 581.9 


Ausgaben 


davon Vermö⸗ 

Zuſchüſſe gen am 
von and. en org rwal⸗ Ende des 
Verſiche⸗ tungskoſten ahres 

rungs⸗ Insgelamt insgeſamt 3 
zweigen 
| 

— 47.6 1622.2 14455 149,2 861,2 

= 57,3 1 764,3 1 559,9 161,4 893.5 
— 33.2 367,1 311.1 48.1 466,4 

= 340 400,0 339.0 52 0 496,4 
23.4 94.8 1275.1 1 209,5 62.6 | 2439.3 
184,8 272 1 401,4 1 335,2 657 3 121,4 
0) 207,4 347,8 333.5 14.0 34131 
99,0 221,7 384,5 369 3 14,6 | 3 875,9 

0,8 22.1 215.9 206.3 85 266.3 

51.0 28,4 231,2 213,2 89 358,6 
31,2 405.1 3 828,1 3 505.9 282 4 7 446,3 
334,8 453.6 41814 3 816,6 302,6 87458 
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Staaten konnten ihre Ausfuhr von Mineralöl nach 
Deutſchland erhöhen. 


Erdölförderung im zweiten Kalendervierteljahr 
1939. Entwicklung in Tonnen: 


April 1939. 61 463 
Mai 1939 . 67 871 
Juni 1989 64 701. 


Der Monats durchſchnitt der Erdölförderung 
im Jahr 1938 betrug 50 728 Tonnen. 


Rohſtahlgewinnung im zweiten Kalenderviertel⸗ 
jahr 1939. Entwicklung in 1000 Tonnen: 


April 19h90 1899 
Mai 1939 2 070 
Juni 1939 2 105. 


Handel - Gewerbe - Handwerk 


Einführung des Geſetzes über Erhebung von 
Umlagen in der gewerblichen Wirtſchaft in der Oſt⸗ 
mark und im Sudetenland. Der Verordnung vom 
25. Juli 1939 (RGBl. I S. 1327) gemäß gilt das Ge⸗ 
ſetz über Erhebung von Umlagen in der gewerblichen 
Wirtſchaft vom 28. Juni 1935 auch in der Oſtmark und 
im Reichsgau Sudetenland. 


Verkehr und Veranstaltungen 


Leipziger Herbſtmeſſe 1939. Zu der am 27. Auguſt 
1939 beginnenden Leipziger Herbſtmeſſe werden etwa 
6 300 Ausſtellerfirmen erwartet. Damit übertrifft die 
diesjährige Herbſtmeſſe das Angebot aller bisherigen 
Herbſtmeſſen und erreicht dieſelbe Ausſtellerzahl wie 
die letzten Frühjahrsmeſſen. 


* 


Kölner Herbſtmeſſe 1939. Die diesjährige Kölner 
Herbſtmeſſe findet vom 17. bis 19. September 1939 in 
den Obergeſchoſſen der Kölner Meſſehallen ſtatt. Die 
Kölner Herbſtmeſſe wird als große Deutſche Fach⸗ 
meſſe für Haus-, Küchen⸗ und Wohnbedarf wieder die 
Leiſtungsfähigkeit der Deutſchen Gebrauchsgüter⸗ 
induſtrie unter Beweis ſtellen. 


Deutſche Reichsbahn im zweiten Vierteljahr 1939. 
Der Perſonenverkehr der Deutſchen Reichs⸗ 
bahn war im April 1939 infolge des Oſterfeſtes ſehr 
lebhaft. Der Pfingſtverkehr wurde durch die ſchlechte 
Witterung beeinträchtigt. Ende Juni nahm der Fern⸗ 
verkehr erheblich zu. — Der Güterverkehr ſtieg 
im April und Mai weiterhin kräftig an. Der geringe 
Rückgang im Juni war jahreszeitüblich. Die noch be- 
ſtehenden Verkehrsbeſchränkungen konnten ſchon im 
April reſtlos aufgehoben werden. 


Reichsautobahnen im erſten Halbjahr 1939. Im 
erſten Halbjahr 1939 wurden 691 Kilometer neu in 
Bau genommen. Damit waren Ende Juni 1939 
insgeſamt 2068 Kilometer in Bau — 
Die Länge der in Betrieb befindlichen Autobahn⸗ 


ſtrecken ſtieg um 6 Kilometer auf insgeſamt 3 071 
Kilometer. — Der Perſonalſtand bei den 
Geſchäftsſtellen der Reichsautobahnen betrug 
Ende Juni 1939 13 569 Perſonen, gegenüber 
12 966 Perſonen Ende März 1939 und 12 290 Per⸗ 
ſonen Ende Dezember 1938. — Die Aus ga ben für 
den Bau von Kraftfahrzeugbahnen be⸗ 
trugen im erſten Halbjahr 1939 456,5 Millionen 
Reichsmark, vom Beginn des Baus bis Ende Juni 
1939 insgeſamt 8 463,9 Millionen Reichsmark. 


* 


Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen im Jahr 
1938. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ 
ergibt ſich für den Güterfernverkehr mit Kraftfahr⸗ 
zeugen im Jahr 1938 das folgende Bild: 


Reichsbahn · Kraft · 
wagen verkehr 
Gewerbl. Güterfern ⸗ 


ce ee 2 832 
MWerkfern verkehr 876 
Möbelfernverfehr... 63 
Verkehr ausländ. 

Unternehmer 5 8 ® 19. 


zuſammen | 18 114 704 |47 837 |87 888 


Gegenüber 1937 hat die Menge der beförderten Güter 
um 20,1 v. H. und die Zahl der geleiſteten Tonnen⸗ 
kilometer um 23,0 v. H. zugenommen. 


* 


Seeverkehr Hamburgs im Jahr 1938. Der See⸗ 
verkehr Hamburgs hat im Jahr 1938 trotz des Rück⸗ 
gangs des Welthandels um 0,85 Millionen Tonnen 
oder 3,5 v. H. auf 25,28 Millionen Tonnen zugenom⸗ 
men. Wertmäßig iſt infolge des Sinkens der Welt⸗ 
marktpreiſe eine Abnahme um 0,33 Milliarden Reichs⸗ 
mark oder 5,1 v. H. auf 6,1 Milliarden Reichsmark 
eingetreten. 


Acbeit und Soziales 

Einführung des Reichsſchulpflichtgeſetzes in der 
Oſtmark. Durch Verordnung vom 25. Juli 1939 
(RGBl. 1 S. 1337) wurden mit Wirkung ab 1. Auguſt 
1939 das Geſetz über die Schulpflicht im Deutſchen 
Reich vom 6. Juli 1938 und die Erſte Verordnung zur 
Durchführung des Reichsſchulpflichtgeſetzes vom 
7. März 1939 in der Oſtmark eingeführt. 


* 


Beſchleunigte Förderung des Baus von Heuer⸗ 
lings und Werkwohnungen und von Eigenheimen für 
ländliche Arbeiter und Handwerker im Sudetenland. 
Der Reichsarbeitsminiſter hat durch Verordnung vom 
28. Juli 1939 (RGBl. I S. 1338) die Preußiſche 
Landesrentenbank ermächtigt, zur Schaffung und Ein⸗ 
richtung von Heuerlingsſtellen, Werkwohnungen und 
Eigenheimen für ländliche Arbeiter und Handwerker 
im Reichsgau Sudetenland langfriſtige Darlehen zu 
gewähren. Die Verzinſung und Tilgung dieſer Dar⸗ 
lehen erfolgt durch Zahlung einer wiederkehrenden 
Rente (Landesrentenbankrente). 


* 


S. 772 / Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Mr. 33 / 19. Aug. 1939 


Ernährung und Landwictschaft 

Stand des Obſtes Mitte Juli 1939, Der Stand 
des Obſtes wurde Mitte Juli 1939 im Reichsdurch⸗ 
ſchnitt mit „mittel“ beurteilt. — Die endgültige Ernte⸗ 
ermittlung für Süßkirſchen ergab einen durchſchnitt⸗ 
lichen Baumertrag von 16,4 Kilogramm gegenüber 
2,6 Kilogramm im Jahr 1938 und 13,4 Kilogramm 
im Durchſchnitt der Jahre 1933/1938. 


Heuernte 1939. Die Erntevorſchätzung des erſten 
Se ergibt für Großdeutſchland das folgende 
Bild 


Venuertrag (erfter Schnitt) lerſter Venuertrag (erfter Schnitt) 


dz je ha Insgeſamt in t 
U e J dee n 


Fläche 
in ha 


See 1682,474 87,7 
B „ 105,0 

0 104,0 

Heu insgeſamt 9 289,115 32,9 32,6 30 586 697 | 80 495 896 100,8 


Entwicklung der Getreidepreiſe. Nach Mitteilung 
von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für die Ent⸗ 
wicklung der Reichsdurchſchnittspreiſe für inländiſches 
Getreide (Erzeugerpreiſe ab Station) das folgende 
Bild in Reichsmark für 1000 Kilogramm: 


Ba ie 


jahre hafer 
199,6 


Futter- 
gerſte 


Dr Er er er 


er... 


Landwirtſchaftliche Bodenbenutzung 1939. Nach 
den vorläufigen Ergebniſſen der Bodenbenutzungs⸗ 
erhebung für Großdeutſchland vom Mai 1939 ergibt 
ſich für die Anbauflächen von Getreide und einigen 
anderen Fruchtarten das folgende Bild: 


Bebaute Fläche in Hektar 
1938 1939 


Winterroggen 4 832 023 4 749 952 
Sommerroggen 8 85 845 81 604 
Winterweigen 2 179 701 2 160 884 
Sommerweigen 218 904 258 801 
Spelz 5 55 809 47 226 
Wintergerſte 3 528 279 442 201 
Sommergerſte 1 430 064 1491 126 
Hafer 8 204 219 8 281 965 
Wintermenggetreide 105 281 105 835 
eee 5 501 698 565 834 
Mais 8 892 140 461 108 140 
Spätkartoffeln 3 082 791 8 018 888 
Frühkartoffeln 173 277 157 112 
Zuckerrüben 563 673 568 429 

ansuae ara!) ‚he 52 168 89 136 
Rübſen 11610 7 826 
Flachs (Lein) 55 123 57 869 

au... m. 12 931 15 742 


und Wietschaft des Auslandes 

Die Warenausfuhr aus dem Protektorat in die 
Slowakei. Das ſlowakiſche Grenzzollamt war bisher 
berechtigt, bei der Warenausfuhr aus dem Protektorat 
zur Beſchleunigung der Zollabfertigung Einfuhrbewil⸗ 
ligungen zu erteilen. Dieſe Beſtimmung iſt mit Wir⸗ 
kung ab 1. Auguſt 1939 außer Kraft getreten. Einfuhr⸗ 
bewilligungen für bewilligungspflichtige Waren 
werden mit Wirkung ab 1. Auguſt 1939 ausſchließlich 
vom Wirtſchaftsminiſterium erteilt. 


Nebenkoſten im Handelsverkehr mit Böhmen und 
Mähren. Der Reichswirtſchaftsminiſter 
hat durch Runderlaß 99/39 Deviſenſtelle — 41/39 
Überwachungsſtelle beſtimmt, daß die allgemeinen und 
beſonderen Nebenkoſten im Verrechnungsverkehr über 
das „Neue Warenkonto“ (Nr. 10 161) über⸗ 
wieſen werden können. Außerdem können über das 
„Neue Warenkonto“ die im Reichsgebiet und im Pro⸗ 
tektorat entſtehenden Nebenkoſten des beiderſeitigen 
Tranſitverkehrs bezahlt werden. Die Beſtimmungen 
des Runderlaſſes ſind mit Wirkung ab 1. Auguſt 1939 
in Kraft getreten. 


Bolivien. Wirtſchaftsbeſprechungen mit Deutſch⸗ 
land. Zwiſchen Deutſchland und Bolivien haben Ver⸗ 
handlungen über den Verrechnungsverkehr ſtattge⸗ 
funden. Auf Grund der neuen Regelung wird die 
Verrechnung mit Deutſchland nicht von den bekannten 
Deviſenſchwierigkeiten in Bolivien berührt. Die neue 
Regelung wird ſich günſtig auf die Deutſche Ausfuhr 
nach Bolivien auswirken. 


Holland. Der Außenhandel mit wichtigen Län⸗ 
dern im erſten Halbjahr 1939. Entwicklung in Mil- 
lionen Gulden: 


Ausfuhr⸗(＋=) 
Ausfuhr Einfuhr Einfuhr⸗(—) 
Überſchuß 
Deutſchland . . 74,34 154,22 — 79,88 
England 11929 61,71 + 57,58 
Belgien 49,88 94,45 — 44,57 
Amerika 19,98 71,78 — 51,80 
Frankreich 29,50 41,77 — 12,27 
Schweden 19,12 16,01 311 
Schweiz 5 12,21 15,59 — 3,88 
len 7,80 14,36 — 6,56. 


Neuſeeland. Wirtſchaftsbeſprechungen mit Deutſch⸗ 
land. Zwiſchen Deutſchland und Neuſeeland haben 
Wirtſchaftsbeſprechungen ſtattgefunden. Es wurden 
einzelne, mit dem Handelsabkommen zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Neuſeeland zuſammenhängende Fragen be⸗ 
ſprochen. Die gegenſeitigen Wünſche konnten in 
beiderſeits befriedigender Weiſe geregelt werden. 
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